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1 Programmübergreifend – Anwendung der neuen De-minimis-Verordnung 
 
Zum 01.01.2024 ist die neue Allgemeine De-minimis-Verordnung in Kraft getreten (Verordnung 
(EU) 2023/2831 vom 13.12.2023, veröffentlicht im Amtsblatt der EU L 2023/2831 vom 
15.12.2023). Gemäß EU-Vorgabe ist die neue Verordnung vor Ablauf einer Umsetzungsfrist von 
sechs Monaten anzuwenden.  
 
Schwellenwerte, Kumulierung und Förderausschlüsse 
 
Die neue Verordnung legt einen erhöhten De-minimis-Höchstbetrag von 300.000 EUR fest. Der 
betrachtete Zeitraum für diesen Höchstbetrag beträgt – anders als bisher – nunmehr drei 
vollständige Jahre (rollierend). Daher hat der Antragsteller bei Unterzeichnung der De-minimis-
Erklärung beispielsweise am 01.07.2024 alle einschlägigen De-minimis-Beihilfen, die er (als ein 
einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnung) im Zeitraum von 01.07.2021 bis 
01.07.2024 erhalten oder beantragt hat, anzugeben.  
 
Die Sonderregelungen für gewerbliche Straßengüterverkehrsunternehmen entfallen. 
Infolgedessen sind gewerbliche Straßengüterverkehrsunternehmen nunmehr unter den üblichen 
Programmvoraussetzungen in den Produkten der LfA förderfähig. 
 
Der Geltungsbereich der De-minimis-Verordnung wurde außerdem dahingehend ausgeweitet, 
dass sie nunmehr auch für Beihilfen für Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung 
von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen tätig sind, gilt. Entsprechend ist die Verarbeitung und 
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Vermarktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen künftig auch unter den üblichen 
Programmvoraussetzungen in den Produkten der LfA auf De-minimis-Basis förderfähig. 
 
Darüber hinaus dürfen Allgemeine De-minimis-Beihilfen und DAWI-De-minimis-Beihilfen 
(Verordnung (EU) 2023/2832 vom 13.12.2023) nunmehr bis zu ihren jeweiligen Höchstbeträgen 
miteinander kumuliert, also nebeneinander gewährt werden, ohne dass sich ihre Beihilfewerte 
gegenseitig beschränken.  
 
Zudem müssen Unternehmen, die nicht als kleine und mittlere Unternehmen im EU-rechtlichen 
Sinne einzustufen sind, ein Rating von mindestens B- aufweisen, um eine LfA-Bürgschaft auf 
Grundlage der De-minimis-Grundlage erhalten zu können.  
 
Übergangsregelung 
 
Die LfA setzt die neue De-minimis-Verordnung zum 15. März 2024 um, sodass Zusagen ab dem 
15.03.2024 ausschließlich auf Grundlage der neuen De-minimis-Verordnung erfolgen. 
Entsprechend werden alle De-minimis-Bescheinigungen (Vordruck Nr. 121) der LfA ab diesem 
Stichtag auf die neue De-minimis-Verordnung ausgestellt. 
 
Damit der LfA die für eine beihilferechtskonforme Gewährung ab dem 15.03.2024 erforderlichen 
Angaben zu einschlägigen De-minimis-Vorförderungen vollständig vorliegen, ist bei der 
Beantragung von Produkten auf De-minimis-Basis bei der LfA ab dem 1. März 2024 verpflichtend 
die beigefügte neue De-minimis-Erklärung (Vordruck Nr. 120, Version 03.24) vom Antragsteller zu 
unterschreiben und bei der LfA einzureichen. 
 
Bei Anträgen, die vor dem 01.03.2024 und damit auf Basis der alten De-minimis-Erklärung 
(Version 02.21) bei der LfA gestellt wurden, die aber erst ab dem 15.03.2024 von der LfA 
zugesagt werden, wird die LfA vor Erteilung der Zusage individuell die Ausstellung und 
Einreichung einer neuen De-minimis-Erklärung nachfordern. 
 
 

2 Universalkredit – Anpassungen in Merkblatt und Vergabegrundsätzen 

 
Gleichfalls zum 15.03.2024 nimmt die LfA Anpassungen im Universalkredit vor. 
 
Insbesondere erfolgt hier eine Angleichung an die neue De-minimis-Verordnung sowie verschiedene 
Regelungen des Gründungs- und Wachstumskredits. Zudem werden Formulierungen sowie die 
Anordnung von Inhalten an die Vergabegrundsätze des Gründungs- und Wachstumskredits 
angepasst. Damit verbunden sind auch Kürzungen v.a. von Passagen, welche lediglich auf die 
Förderfähigkeit bestimmter Verwendungszwecke verwiesen haben. Dies ändert allerdings nichts an 
der Förderfähigkeit dieser Verwendungszwecke sondern dient lediglich der Konzentration auf 
Regelungen zu Einschränkungen in der Förderfähigkeit. Darüber hinaus werden Redundanzen, 
welche sich durch Dopplungen der Inhalte in Merkblatt und Vergabegrundsätzen ergeben haben, im 
Sinne einer besseren Übersichtlichkeit entfernt.  
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Aufgrund der Anpassungen ergeben sich insbesondere auch folgende Verbesserungen: 

- Entschärfung der Kriterien zur Antragsberechtigung von natürlichen Personen 

- Entschärfung der Kriterien zur Antragsberechtigung von Unternehmen, an denen 
Finanzinstitutionen beteiligt sind 

- Entfall gesonderter Regelungen für Franchiseunternehmen 

- Entfall der Fördereinschränkungen für Transportunternehmen 

- Entfall der Mindestbeteiligungsquote von 10 % bei Unternehmensbeteiligungen. 
 
In der Anlage erhalten Sie die entsprechend angepassten Merkblätter „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“, „Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“ und 
„Universalkredit“ sowie das Kundeninformationsblatt zur De-minimis-Regel, die für Zusagen ab 
dem 15.03.2024 gültig sind. Im Merkblatt „Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und 
Definitionen“ wurden darüber hinaus noch Präzisierungen vorgenommen. Die Änderungen in den 
Merkblättern wurden durch Randstriche gekennzeichnet.  
 
Ebenfalls als Anlage beigefügt ist die neue De-minimis-Erklärung (Vordruck Nr. 120). 
 
Darüber hinaus wurden die sich aus der neuen De-minimis-Verordnung ergebenden 
Anpassungen in den Vergabegrundsätzen „Gründungs- und Wachstumskredit (GuW)“ umgesetzt. 
Die angepassten Vergabegrundsätze Gründungs- und Wachstumskredit sowie die 
Vergabegrundsätze Universalkredit können spätestens ab 06.03.2024 im Bankenportal der LfA 
(www.lfa.de) abgerufen werden. 
 
 
3 Aktualisierung weiterer Unterlagen 
 
Der Vordruck Wirtschaftliche Daten zur Kreditüberwachung (Nr. 114, siehe Anlage) wurde um eine 
Einschätzung der ESG-Risiken des Unternehmens ergänzt und ist ab sofort zu verwenden. Der 
Vordruck steht auf der Internetseite der LfA zum Download zur Verfügung.  
 
 
Für Fragen zu den öffentlichen Finanzierungshilfen und für die Anforderung von Informationsmaterial 
stehen Ihnen die Mitarbeiter/-innen unserer Förderberatung telefonisch unter 089 / 21 24 - 10 00 oder 
per E-Mail unter info@lfa.de, montags bis donnerstags von 8 Uhr bis 18 Uhr sowie freitags von 8 Uhr 
bis 15 Uhr, zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
LfA Förderbank Bayern 
 
 
Anlagen 

http://www.lfa.de/
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1 Begriff 

Als „Beihilfen“ (Subventionen) gelten vereinfachend 
öffentliche Zuwendungen, die dem Begünstigten ei-
nen wirtschaftlichen Vorteil verschaffen. Beispiele 
sind zinsverbilligte Darlehen, Zuschüsse, Bürgschaf-
ten, Garantien oder Beteiligungen. Beihilfen an Unter-
nehmen sind nach dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) nur mit dem gemein-
samen Markt vereinbar, soweit sie sich nicht negativ 
auf den innergemeinschaftlichen Wettbewerb auswir-
ken. 

In Beihilferegelungen, beispielsweise sog. Gruppen-
freistellungsverordnungen, hat die Europäische Kom-
mission festgelegt, unter welchen Bedingungen und 
in welchem Umfang Fördermaßnahmen statthaft 
sind. Zulässig sind zudem Finanzierungshilfen, die 
aufgrund ihrer am Markt ausgerichteten Konditionen 
beihilfefrei sind. 

2 Kriterien der beihilferechtlichen Einordnung 

In den Produktmerkblättern der LfA Förderbank Bay-
ern (LfA) ist geregelt, unter welchen Voraussetzun-
gen eine Förderung möglich ist. Beihilferechtlich ent-
scheidend ist dabei u. a., 

• ob der Antragsteller als kleines, mittleres oder gro-
ßes Unternehmen im Sinne der EU einzuordnen 
ist (siehe Tz. 6) und 

• ob er als wirtschaftlich gesundes Unternehmen  
oder Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-
beihilferechtlicher Definition zu klassifizieren ist 
(siehe Tz. 7). 

Darüber hinaus sind zu beachten: 

• der Verwendungszweck, z. B. materielle oder im-
materielle Investitionen, Betriebsmittelfinanzie-
rung, etc. (siehe jeweilige Produktmerkblätter) 
und  

• die Branche des antragstellenden Unternehmens, 
da für Beihilfen zugunsten von Unternehmen be-
stimmter Wirtschaftszweige Sonderbestimmun-
gen (siehe Tz. 8) gelten. 

3 Beihilferegelungen 

Auf welcher beihilferechtlichen Grundlage die LfA 
Beihilfen gewährt, ergibt sich aus den jeweiligen Pro-
duktmerkblättern. Dieses Merkblatt listet die für die 
LfA relevanten beihilferechtlichen Grundlagen auf 
und skizziert deren Bedingungen. Zu unterscheiden 
sind zinsverbilligte Darlehen bzw. Bürgschaften auf 
Basis 

• von Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistel-
lungsverordnung (AGVO) für kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU; siehe Tz. 9), 

• der De-minimis-Verordnung (siehe Tz. 10), 

• der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung  
und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unterneh-
men in Schwierigkeiten (siehe Tz. 12) sowie 

• beihilfefreie Finanzierungshilfen (siehe Tz. 13). 

 

 

4 Beihilfewert 

Unter dem „Beihilfewert“ versteht man den Vorteil, 
den ein Unternehmen aus einer Beihilfe (Förderung) 
zieht. 

Wird dieser ins Verhältnis zu den förderfähigen Kos-
ten gesetzt, ergibt sich die sog. „Beihilfeintensität“ in 
Prozent. Die förderfähigen Kosten sind der Teil der 
Investitionskosten, für die nach der jeweils einschlä-
gigen EU-Beihilferegelung Beihilfen gewährt werden 
dürfen.  

Bei Zuschüssen stellt die Höhe des Zuschusses den 
Beihilfewert dar. 

Bei zinsverbilligten Darlehen wird der Beihilfewert als 
Zinsvorteil festgelegt, der sich aus der Differenz zwi-
schen Effektivzinssatz des Förderdarlehens und ei-
nem Normalzinssatz (sog. Referenzzinssatz) finanz-
mathematisch errechnet. Der Referenzzinssatz wird 
nach einem speziellen, durch die EU-Kommission 
festgelegten Verfahren ermittelt. 

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen 
bzw. per Beihilferechner ermittelt werden; Diese Bei-
hilfewerte dienen der Orientierung in der Informa-
tions- und Beratungsphase und sind unverbindlich. 
Maßgeblich sind allein die Beihilfewerte, die die LfA 
zum Zeitpunkt der Kreditzusage zugrunde legt. 

5 Beihilfehöchstwert 

Die EU-Beihilferegelungen bestimmen, bis zu wel-
cher maximalen Höhe Beihilfen gewährt werden dür-
fen. Dabei gelten je nach beihilferechtlicher Grund-
lage verschiedene Beihilfehöchstwerte bzw. maxi-
male Beihilfeintensitäten. 

Die LfA stellt für ihre Produkte sicher, dass die jeweils 
gültige maximale Beihilfeintensität bzw. der jeweils 
gültige Beihilfehöchstbetrag nicht überschritten wird.  

Zur Förderung ein und desselben Vorhabens können 
ein oder mehrere Fördermittelgeber grundsätzlich 
auch mehrere Beihilfen vergeben. In diesen Fällen 
müssen alle für dasselbe Vorhaben gewährten Beihil-
fen addiert („kumuliert“) werden. Dabei sind die Ku-
mulierungsregeln in Tz. 11 zu beachten.  

Beihilfehöchstwerte bzw. maximale Beihilfeintensitä-
ten von Beihilferegelungen, die nicht als Grundlage 
für Produkte der LfA dienen, sind im Einzelfall bei dem 
jeweiligen Fördermittelgeber zu erfragen. 

6 KMU-Kriterium 

6.1 Definition 

Bestimmte Beihilfen dürfen nur zugunsten sog. KMU 
(kleine und mittlere Unternehmen) gewährt werden. 
Die Einstufung als kleines bzw. mittleres Unterneh-
men spielt zudem oft bei den zulässigen Beihilfe-
höchstwerten (siehe auch Tz. 5) eine Rolle. 

In der Empfehlung der Kommission 2003/361/EG 
vom 6 Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinst-
unternehmen sowie der kleinen und mittleren Unter-
nehmen (Amtsblatt der EU Nr. L 124/36 vom 
20.05.2003) bzw. dem Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014 (Allgemeine 
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Gruppenfreistellungsverordnung, Amtsblatt der EU L 
187/1 vom 26.06.2014) werden kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) als Unternehmen definiert, die  

• weniger als 250 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
50 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
43 Mio. EUR haben. 

Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die 

• weniger als 50 Personen beschäftigen 

• und 

- einen Jahresumsatz von höchstens 
10 Mio. EUR oder 

- eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. EUR haben. 

6.2 Erläuterungen 

Die Angaben zur Berechnung der Schwellenwerte 
(Mitarbeiterzahl, Umsatz, Bilanzsumme) beziehen 
sich auf den letzten durchgeführten Jahresabschluss 
und werden auf Jahresbasis berechnet. Sie werden 
vom Stichtag des Jahresabschlusses an berücksich-
tigt. 

Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch 
keinen Abschluss für einen vollständigen Rechnungs-
zeitraum vorlegen kann, werden die Schwellenwerte 
im laufenden Geschäftsjahr nach Treu und Glauben 
geschätzt. 

Ein Unternehmen erwirbt bzw. verliert den KMU-Sta-
tus erst dann, wenn es in zwei aufeinander folgenden 
Geschäftsjahren die genannten Schwellenwerte un-
ter- bzw. überschreitet. Beruht die Unter-/Überschrei-
tung der Schwellenwerte jedoch auf einer Änderung 
der gesellschaftlichen Eigentumsverhältnisse durch 
Verkauf oder Erwerb von Kapitalanteilen am Antrag 
stellenden Unternehmen bzw. im Unternehmensver-
bund (verbundene Unternehmen und/ oder Partner-
unternehmen, siehe unten), so tritt der Erwerb bzw. 
Verlust des KMU-Status unmittelbar ein. In diesen 
Fällen sind die aktuellen Beteiligungsverhältnisse 
heranzuziehen. 

Ein Unternehmen ist grundsätzlich kein KMU, wenn 
25 % oder mehr seines Kapitals oder seiner Stimm-
rechte direkt oder indirekt von einer oder mehreren 
öffentlichen Stellen oder Körperschaften des öffentli-
chen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert wer-
den. 

Die Mitarbeiterzahl entspricht der Zahl der Jahresar-
beitseinheiten (JAE), d. h. der Anzahl der während ei-
nes Jahres beschäftigten Vollzeitarbeitnehmer. Teil-
zeitbeschäftigte und Saisonarbeiter werden nur ent-
sprechend ihres Anteils an den JAE berücksichtigt. 
Die Zeiten des Mutterschutzes bzw. der Elternzeit 
werden nicht mitgerechnet. Auszubildende sind nicht 
zu berücksichtigen. 

Für die Berechnung der Schwellenwerte gilt ein diffe-
renziertes Berechnungsmodell je nach Unterneh-
menstyp. Nach der zunehmenden Verflechtung des 
Unternehmens mit anderen Unternehmen unterschei-
det man: 

• eigenständige Unternehmen, 

• Partnerunternehmen und 

• verbundene Unternehmen. 

Konkret werden die Schwellenwerte bei den einzel-
nen Unternehmenstypen wie folgt berechnet:  

• Bei einem eigenständigen Unternehmen werden 
die Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanzsumme 
ausschließlich auf der Grundlage der Daten die-
ses Unternehmens berechnet. In diesem Fall ist 
es ausreichend, dass die Angaben zu Mitarbeiter-
zahl, Umsatz und Bilanzsumme in Form einer vom 
Antragsteller unterschriebenen Selbsterklärung 
(z. B. mittels Vordruck 241) in den Kreditakten bei 
der Hausbank dokumentiert sind. 

• Hat ein Unternehmen vor- oder nachgeschaltete 
Partnerunternehmen oder verbundene Unterneh-
men, so ist es erforderlich, dass der Antragsteller 
den KMU-Berechnungsbogen anhand der im „In-
formationsblatt Allgemeine Erläuterungen zur De-
finition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU)“ gegebenen 
Erläuterungen ausfüllt. Der ausgefüllte Berech-
nungsbogen sowie die daraus resultierenden An-
gaben zu Mitarbeiterzahl, Umsatz und Bilanz-
summe müssen in Form einer vom Antragsteller 
unterschriebenen Selbsterklärung in den Kre-
ditakten bei der Hausbank dokumentiert sein. 

Zur detaillierten Definition der eigenständigen Unter-
nehmen, Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen sowie zur Berechnung der Schwellen-
werte bei Partnerunternehmen und verbundenen Un-
ternehmen wird auf das Informationsblatt zur KMU-
Definition verwiesen. 

7 Unternehmen in Schwierigkeiten 

Im Hinblick auf die Förderfähigkeit und den beizumes-
senden Beihilfewert ist es i. d. R. von Bedeutung, ob 
es sich um ein gesundes Unternehmen oder um ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten nach Definition der 
Europäischen Union handelt. 

7.1 Definition 

Ein Unternehmen gilt nach den Leitlinien der Kommis-
sion für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (Amtsblatt der EU Nr. C 249/1 vom 31.07.2014) 
dann als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es 
auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Ein-
stellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein 
wird, wenn der Staat nicht eingreift. 

7.2 Kriterien 

Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unter-
nehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine 
der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist – vgl. Leitli-
nien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk-
turierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierig-
keiten (siehe Tz. 7.1) bzw. Art. 2 Ziffer 18 der AGVO: 

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte 
des Grund-/Stammkapitals infolge aufgelaufener 
Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für 
KMU, die noch keine drei Jahre bestehen. Der Be-
griff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios. 

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte 
der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Ei-
genmittel infolge aufgelaufener Verluste verloren-
gegangen. Dies gilt nicht für KMU, die noch keine 
drei Jahre bestehen. 

• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insol-
venzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag sei-
ner Gläubiger. 

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das 
Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 
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• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe 
(siehe Tz. 12) erhalten und der Kredit wurde noch 
nicht zurückgezahlt oder die Bürgschaft ist noch 
nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine 
Umstrukturierungsbeihilfe (siehe Tz. 12) erhalten 
und unterliegt immer noch einem Umstrukturie-
rungsplan. 

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien 
(siehe Tz. 6) nicht erfüllen: In den vergangenen 
beiden Jahren lag 

− der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des 
Unternehmens über 7,5 und 

− das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsauf-
wendungen des Unternehmens unter 1,0. 

7.3 Neu gegründete Unternehmen 

Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei 
Jahren nach Aufnahme der Geschäftstätigkeit als neu 
gegründet. 

Die Gewährung von Rettungs- oder Umstrukturie-
rungsbeihilfen an neu gegründete Unternehmen ist 
unabhängig von deren Größenklasse oder Finanzsi-
tuation ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn 
ihre anfängliche Finanzsituation prekär ist. Dies gilt 
insbesondere für neue Unternehmen, die aus der Ab-
wicklung oder der Übernahme der Vermögenswerte 
eines anderen Unternehmens hervorgegangenen 
sind. 

KMU werden in den ersten drei Jahren ihres Beste-
hens grundsätzlich nur dann als Unternehmen in 
Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand ei-
nes Insolvenzverfahrens sind oder die im innerstaat-
lichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. 

Für die Zwecke der Bürgschaftsmitteilung (Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Art. 87 und 
88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form 
von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften; ver-
öffentlicht im Amtsblatt der EU Nr. C 155/10 vom 
20.06.2008, geändert durch Berichtigung der Mittei-
lung im Amtsblatt der EU Nr. C 244/32 vom 
25.09.2008) wird für KMU, die vor weniger als drei 
Jahren gegründet wurden, nicht davon ausgegangen, 
dass sie sich in Schwierigkeiten befinden. 

8 Branchenspezifische Förderbeschränkungen 

Sofern für einzelne Wirtschaftszweige spezielle Best-
immungen der EU für staatliche Beihilfen gelten, sind 
diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten. 

9 Investitionsbeihilfen für KMU gemäß Art. 17 der 
        Allgem. Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) 

Investitionsbeihilfen für KMU (KMU-Investitionsbei-
hilfen) sind zulässig auf Basis von Art. 17 der AGVO 
(Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 
17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Art. 107 und 108 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amtsblatt 
der EU L 187/1 vom 26.06.2014) in der Fassung der 
Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 
(Amtsblatt der EU L 167/1 vom 30.06.2023). 

Als KMU-Investitionsbeihilfen förderfähig sind Investi-
tionen in materielle und immaterielle Vermögens-
werte zur Errichtung einer neuen bzw. zum Ausbau 
einer bestehenden Betriebsstätte, zur Diversifizierung 
der Produktion einer Betriebsstätte durch vorher dort 
nicht hergestellte Produkte oder vorher dort nicht er-
brachte Dienstleistungen, oder zur grundlegenden 

Änderung des gesamten Prozesses zur Herstellung 
der Produkte oder Erbringung der Dienstleistungen, 
die von der Investition in die Betriebsstätte betroffen 
sind.  

Reine Rationalisierungen bzw. Modernisierungen 
sind nicht förderfähig.  

Immaterielle Vermögenswerte sind nur förderfähig, 
wenn sie in der Betriebsstätte genutzt werden, die die 
Beihilfe erhält. Sie müssen abschreibungsfähig sein, 
von Dritten, die in keiner Beziehung zum Käufer ste-
hen zu Marktbedingungen erworben und mindestens 
drei Jahre in der Bilanz des Unternehmens, das die 
Beihilfe erhält, aktiviert werden. 

Der Erwerb von Vermögenswerten einer Betriebs-
stätte ist nur unter restriktiven Bedingungen förderfä-
hig, d. h. sofern folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

• die Betriebsstätte wurde geschlossen oder wäre 
ohne diesen Erwerb geschlossen worden; 

• die Vermögenswerte werden von Dritten, die in 
keiner Beziehung zum Käufer stehen, erworben 
(gilt nicht bei der Übernahme eines kleinen Unter-
nehmens durch Familienmitglieder der ursprüngli-
chen Eigentümer oder durch einen oder mehrere 
Beschäftigte); 

• das Rechtsgeschäft erfolgt zu Marktbedingungen. 

Die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen 
gilt nicht als Investition. Reine Ersatzinvestitionen gel-
ten ebenfalls nicht als Investitionen. 

KMU-Investitionsbeihilfen sind nicht zulässig für Un-
ternehmen in Schwierigkeiten gemäß EU-Definition 
(siehe Tz. 7). 

Ebenfalls nicht zulässig sind gem. Art. 1 Abs. 2 bis 6 
AGVO-Beihilfen insbesondere für 

• Unternehmen, die einer früheren Beihilferückfor-
derungsanordnung der EU-Kommission nicht 
nachgekommen sind, 

• Beihilfen für Fischerei und Aquakultur, 

• Beihilfen für Primärproduktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse 

• Beihilfen für Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Ausfuhren in Drittländer oder Mitgliedstaaten, ins-
besondere Beihilfen die unmittelbar mit den aus-
geführten Mengen, dem Aufbau oder dem Betrieb 
eines Vertriebsnetzes oder anderen laufenden 
Kosten in Verbindung mit der Ausfuhrtätigkeit zu-
sammenhängen, 

• Beihilfen, die davon abhängig gemacht werden, 
dass einheimische Waren Vorrang vor eingeführ-
ten Waren erhalten. 

Die Beihilfeintensität darf bei KMU-Investitionsbei-
hilfen folgende Sätze nicht überschreiten: 

• für kleine Unternehmen 20 % und 

• für mittlere Unternehmen 10 % 

der beihilfefähigen Kosten im Sinne des Art. 17 
AGVO. 

Zu beachten ist zudem der absolute Beihilfehöchst-
betrag von 8,25 Mio. EUR pro Unternehmen und In-
vestitionsvorhaben. 

Die LfA ist verpflichtet, Informationen über gewährte 
Einzelbeihilfen von über 100.000 EUR zu melden (De-
tails enthält Art. 9 Abs. 1 lit. c) i. V. m. Anhang III der 
AGVO). Die Veröffentlichung erfolgt in der Beihilfen-
transparenzdatenbank der Europäischen Kommission 
oder auf einer umfassenden nationalen oder regiona-
len Beihilfe-Website. 
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KMU-Investitionsbeihilfen der LfA sind: 

• Gründungs- und Wachstumskredit 

• Energiekredit 

• Energiekredit Plus 

• Energiekredit Gebäude  

• Energiekredit Regenerativ PV-A Plus (ER6) 

• Ökokredit 

• Bürgschaften für mittelständische Unternehmen in 
bestimmten Konstellationen (siehe Merkblatt 
„Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze“). 

Für die genannten Darlehensprodukte kann alternativ 
eine Ausreichung auf Grundlage der Allgemeinen De-
minimis-Verordnung (siehe Tz. 10) beantragt werden, 
sofern die diesbezüglichen Kriterien eingehalten wer-
den.  

10 Allgemeine De-minimis-Beihilfen 

Eine Beihilfe muss nicht notifiziert und genehmigt 
werden und kann auf Grundlage der Verordnung (EU) 
2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 
über die Anwendung der Art. 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen (Amtsblatt der EU 
2023/2831 vom 15.12.2023) als sog. De-minimis-Bei-
hilfe gewährt werden (im Folgenden Allgemeine De-
minimis-Beihilfe genannt), wenn der Gesamtbetrag 
der beizulegenden Beihilfewerte (siehe Tz. 4), die 
„ein einziges Unternehmen“ im Sinne der De-minimis-
Verordnung in einem Zeitraum von 3 Jahren (rollie-
rend) erhält, den absoluten Höchstbetrag  von 
300.000 EUR nicht übersteigt. 

Bei jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe ist 
die Gesamtsumme der in den letzten drei Jahren ge-
währten De-minimis-Beihilfen für die Anrechnung auf 
den Höchstbetrag maßgeblich. Daher ist bei Beantra-
gung einer Förderung auf Grundlage der De-minimis-
Verordnung eine sog. De-minimis-Erklärung bei der 
LfA einzureichen. 

Für die Definition „ein einziges Unternehmen“ sowie 
nähere Erläuterungen zur Anrechnung auf den 
Höchstbetrag (auch im Falle von Fusionen, Übernah-
men und Unternehmensaufspaltungen) wird auf das 
unter www. lfa.de veröffentlichte „Kundeninformati-
onsblatt zur De-minimis-Regelung“ in der aktuellen 
Fassung verwiesen. 

Keine Antragsberechtigung für eine Allgemeine-De-
minimis-Beihilfen besteht 

• für Unternehmen, die sich in einem Insolvenzver-
fahren befinden oder die im deutschen Recht vor-
gesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubi-
ger erfüllen; 

• im Falle eines großen Unternehmens bei einem 
Rating schlechter B- (im gewerblichen Programm-
kreditgeschäft durch Anwendung des RGZS si-
chergestellt); 

• für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ausfuhren, 
d. h. wenn ein unmittelbarer Zusammenhang der 
Beihilfe mit den ausgeführten Mengen, mit dem 
Aufbau  und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes  
oder mit anderen laufenden Ausgaben für export-
bezogene Tätigkeiten besteht; 

• für Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimi-
sche Waren bzw. Dienstleistungen Vorrang vor 
eingeführten Waren bzw. und Dienstleistungen 
haben; 

• für Unternehmen, die in der Primärproduktion von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie von 

Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tä-
tig sind. 

Für De-Minimis-Beihilfen an Unternehmen, die in der 
Primärproduktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
(Agrar-De-Minimis-Beihilfen) bzw. in der Primärpro-
duktion von Erzeugnissen der Fischerei und der 
Aquakultur (Fisch-De-Minimis-Beihilfen) tätig sind, 
sowie De-Minimis-Beihilfen an Unternehmen, die 
Dienstleistungen von allgemeinen wirtschaftlichen In-
teresse erbringen (DAWI-De-Minimis-Beihilfen), gel-
ten eigene gesonderte De-minimis-Verordnungen, 
auf deren Basis die LfA jedoch keine Förderungen ge-
währt.  

Die Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen sowie von Erzeugnissen 
der Fischerei und der Aquakultur ist hingegen auf Ba-
sis der Allgemeine-De-minimis-Verordnung förderfä-
hig. 

De-minimis-Beihilfen können grundsätzlich miteinan-
der bzw. mit anderen Beihilfen kombiniert werden, die 
der Empfänger aufgrund von der Kommission geneh-
migter bzw. freigestellter Regelungen für dasselbe 
Vorhaben (dieselben förderfähigen Kosten) erhält o-
der erhalten hat (z. B. Gründungs- und Wachstums-
kredit, Regionalförderung, Ökokredit). Die dabei zu 
beachtenden Kumulierungsregeln sind in Tz. 11 dar-
gestellt. 

De-minimis-Produkte der LfA sind: 

• Universalkredit (UK5)  

• Innovationskredit 4.0 

• Bürgschaften der LfA in bestimmten Konstellatio-
nen (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Be-
willigungsgrundsätze“). 

Der Innovationskredit 4.0 kann alternativ als KMU-
Investitionsbeihilfe gemäß AGVO (siehe Tz. 9) bean-
tragt werden, sofern die entsprechenden beihilfe-
rechtlichen Vorgaben eingehalten werden. 

11 Kumulierungsregeln 

Für die Produkte der LfA sind die folgenden Kumulie-
rungsregeln einschlägig, soweit der Kumulierung 
nicht programmspezifische oder beihilferechtliche 
Bestimmungen entgegenstehen (für bis einschließlich 
zum 14.03.2024 von der LfA getätigte Zusagen gilt bei 
der Kumulierung von De-minimis-Beihilfen abwei-
chend davon die Allgemeine De-minimis-Verordnung 
Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 (Amtsblatt 
der EU L 352/1 vom 24.12.2013)):  

• Für die Kumulierung mehrerer Beihilfen nach der 
Allgemeinen De-minimis-Verordnung an ein und 
demselben Empfänger gilt der in Art. 3 Abs. 2 der 
De-Minimis-Verordnung festgelegte Höchstbetrag 
von 300.000 EUR für einen Zeitraum von drei Jah-
ren („Allgemeine De-Minimis-Höchstbetrag“).  

• Innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren von ein 
und demselben Empfänger erhaltene Agrar-De-
Minimis-Beihilfen und Fisch-De-Minimis-Beihilfen 
werden auf den Allgemeine-De-Minimis-Höchst-
betrag angerechnet. DAWI-De-minimis-Beihilfen 
in Höhe von 750.000 EUR dürfen zusätzlich, d.h. 
neben den Allgemeine-De-minimis-Beihilfen, ge-
währt werden. 

• Im Falle einer Kumulierung von Beihilfen auf der 
Grundlage der AGVO mit weiteren AGVO-Bei-
hilfen bzw. De-Minimis-Beihilfen für dieselben för-
derfähigen Kosten gilt für alle Beihilfen die 
höchste nach der AGVO zulässige maximale Bei-
hilfeintensität bzw. der nach der AGVO für diese 
Beihilfen zulässige Beihilfehöchstbetrag (Art. 8 
AGVO). Dabei sind die De-minimis-Beihilfen in 
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voller Höhe auf die nach dem jeweils geltenden 
AGVO-Artikel maximale Beihilfeobergrenze anzu-
rechnen. Sieht der einschlägige AGVO-Artikel 
eine maximale Beihilfeintensität vor, muss zur Er-
mittlung der Beihilfeintensität der De-Minimis-Bei-
hilfe ihr absoluter Beihilfewert ins Verhältnis zu 
den beihilfefähigen Kosten im Sinne dieses 
AGVO-Artikels gesetzt werden. Die maximale Bei-
hilfeintensität nach Art. 17 AGVO beträgt 10% 
(mittlere Unternehmen) bzw. 20% (kleine Unter-
nehmen). 

Falls ein Antragsteller für dasselbe Vorhaben eine 
Beihilfe der LfA und eine oder mehrere Beihilfen von 
anderen Fördermittelgebern als der LfA erhält, muss 
er eine Kumulierungsprüfung vornehmen, um sicher-
zustellen, dass die oben genannten Beihilfeobergren-
zen nicht überschritten werden. Hierfür hat er die 
Werte bzw. Intensitäten aller Beihilfen bezogen auf 
dieselben förderfähigen Kosten, die er für ein Vorha-
ben erhalten hat, zu kumulieren und zu prüfen, ob er 
für das Vorhaben den Beihilfehöchstbetrag bzw. die 
maximale Beihilfeintensität der relevanten EU-Bei-
hilferegelung einhält.  

In der Zusage wird dem Antragsteller die konkrete 
beihilferechtliche Grundlage der LfA-Förderung, ihr 
Beihilfewert sowie bei AGVO-Förderungen zusätzlich 
ihre Beihilfeintensität mitgeteilt. Beihilfen, die andere 
Fördermittelgeber aufgrund anderer als den in die-
sem Merkblatt dargestellten Beihilferegelungen ge-
währen, sind ebenfalls bei der Kumulierungsprüfung 
zu berücksichtigen. Einzelheiten hierzu sind beim je-
weiligen Fördermittelgeber zu erfragen. 

12 Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und 
Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen 
in Schwierigkeiten 

Bürgschaften der LfA zugunsten von KMU, die sich in 
Schwierigkeiten nach EU-Definition (siehe Tz. 7) be-
finden, werden auf Grundlage der Leitlinien der Kom-
mission für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (EU-ABI. C 249/1 vom 31. Juli 2014, 
zuletzt verlängert durch die Mitteilung der Europäi-
schen Kommission C/2023/1212 vom 29. November 
2023) nach Maßgabe der von der Europäischen Kom-
mission unter SA.40535 (2015/N), geändert am 
18. Dezember 2020 durch SA.59319 (2020/N), ge-
nehmigten „Bundesrahmenregelung für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung kleiner 
und mittlerer Unternehmen in Schwierigkeiten“ ge-
währt (siehe Merkblatt „Bürgschaften der LfA – Bewil-
ligungsgrundsätze“).  

13    Beihilfefreie Finanzierungshilfen 

Wird für eine Finanzierungshilfe ein marktübliches 
Entgelt gezahlt, liegt keine staatliche Beihilfe vor.  

Folgende Produkte der LfA sind aufgrund ihrer markt-
üblichen Konditionen per se beihilfefrei: 

• Universalkredit (UK7) 

• Energiekredit Regenerativ PV-A (ER5)  

• Energiekredit Regenerativ (ER7) 

• Energieliquiditätskredit 

14 Sonstige Regelungen 

Soweit eine Förderung im Einzelfall auf keiner Beihil-
ferechtsgrundlage und auch nicht beihilfefrei erfolgen 
kann, besteht grundsätzlich die Möglichkeit einer Ein-
zelnotifizierung (Einzelanmeldung). Die EU-Kommis-
sion prüft die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Ge-
meinsamen Markt dann für den konkreten Einzelfall. 

Neben den dargestellten Beihilferegelungen gibt es 
weitere, die derzeit nicht als Grundlage für LfA-Pro-
dukte dienen. Hierzu zählen z. B. die Leitlinien für Re-
gionalbeihilfen. 

15 Fristgerechte Antragstellung 

Die Antragstellung ist nach Vorgaben der AGVO als 
fristgerecht anzusehen, wenn der Hausbank vor Vor-
habensbeginn (Definition siehe unten) 

• ein vom Antragsteller unterzeichneter vollständi-
ger Antrag einschließlich Angaben zu Beginn- und 
Abschlussdatum des Vorhabens (bei AGVO-
Beihilfen erfolgt die Antragstellung i. d. R. mit dem 
Vordruck 100; hier sind diese Angaben in Tz. 4.2 
„Vorhabensbeschreibung“ zu ergänzen) oder 

• ein separater vom Antragsteller unterzeichneter 
Beihilfeantrag (Vordruck 125; die Hausbank be-
stätigt den Eingang des Beihilfeantrags und er-
gänzt das Datum der Antragstellung)  

vorliegt. 

Eine eigene schriftliche Dokumentation als Ersatz für 
den Förderantrag oder den Beihilfeantrag ist nur zu-
lässig, wenn sie ebenfalls vom Antragsteller unter-
zeichnet ist, die Eingangsbestätigung der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn aufweist und folgende Min-
destangaben beinhaltet:  

• Name des Unternehmens 

• Größe des Unternehmens 

Hier ist es ausreichend, wenn der Antragsteller er-
klärt, ob das beantragende Unternehmen die bei-
hilferechtlichen KMU-Kriterien erfüllt oder nicht. 

• Beginn und Ende des Vorhabens 

Angaben zum Vorhabensbeginn und -ende ent-
sprechend dem Planungsstand zum Zeitpunkt der 
Dokumentation sind ausreichend. 

• Vorhabensbeschreibung 
Die Vorhabensbeschreibung muss so konkret 
sein, dass ein späterer Antrag eine eindeutige Zu-
ordnung des Investitionsvorhabens zur Dokumen-
tation ermöglicht. 

• Standort des Vorhabens / Investitionsort  
Der Investitionsort muss so konkret genannt sein, 
dass ein späterer Antrag eine eindeutige Zuord-
nung des Investitionsvorhabens zur Dokumentati-
onermöglicht. 

• Gesamtkosten des Vorhabens und geplanter öf-
fentlicher Finanzierungsbetrag  
Zur geplanten öffentlichen Finanzierung sind fol-
gende Detailangaben zu jedem Förderprodukt zu 
machen:  

− Name des Förderprodukts  

− Höhe der Finanzierung durch das Förderpro-
dukt  

− Art der Beihilfe des Förderprodukts (z. B. Zu-
schuss, Darlehen, Mezzanine / Nachrang, Be-
teiligung, Garantie / Bürgschaft).  

• Der Antragsteller hat zu bestätigen, dass er mit 
dem genannten Vorhaben vor der Dokumentation 
noch nicht begonnen hat. 

Bei nicht auf Grundlage der AGVO ausgereichten Fi-
nanzierungshilfen kann die Antragstellung zudem als 
fristgerecht angesehen werden, wenn der Hausbank 
vor Vorhabensbeginn ein hinreichend konkretisierter, 
formloser Antrag vorliegt oder ein konkretes Finanzie-
rungsgespräch (hinsichtlich des/der beantragten Pro-
dukts/Produkte) aktenkundig gemacht ist. Dabei 
muss die Hausbank bestätigen, dass ihr eine Bestäti-
gung des Kunden vorliegt, dass zum Zeitpunkt des 
dokumentierten Gesprächs bzw. der formlosen An- 
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tragstellung noch nicht mit der Maßnahme begonnen 
worden war. Eine Ausnahme hiervon gilt für den Öko-
kredit: Unabhängig von der beihilferechtlichen Grund-
lage ist die Antragstellung in diesem Programm nur 
dann fristgerecht, wenn die oben genannten diesbe-
züglichen Vorgaben der AGVO eingehalten sind 
(siehe Produktmerkblatt). 

Nach fristgerechter Antragstellung entsprechend den 
oben genannten Regelungen kann der Antragsteller 
programmübergreifend und unabhängig von der bei-
hilferechtlichen Grundlage mit dem Investitionsvorha-
ben ohne nachteilige Auswirkungen beginnen, sofern 
der vollständige Antrag (Vordruck 100 bzw. 200) in-
nerhalb von 3 Monaten nach Vorhabensbeginn von 
der Hausbank bei der LfA eingereicht wird (bei bean-
tragten Risikoübernahmen innerhalb von 6 Wochen). 
Wird die 3-Monats-Frist nicht eingehalten, ist bei An-
trägen ohne Risikoübernahme eine Kreditzusage 
ausnahmsweise möglich, wenn sich das Investitions-
vorhaben zum Zeitpunkt des Antragseingangs in der 
LfA in seinen wesentlichen Teilen noch in Durchfüh-
rung befindet, d. h. in der Regel zu weniger als 50 % 
realisiert ist.  

Bei der Prüfung des Realisierungsgrades kann in be-
gründeten Fällen (z. B. bei der Bestellung von Ma-
schinen mit besonders langer Lieferzeit oder Be-
triebsübernahmen mit langen Zahlungszielen) auf 
den Kaufpreisfluss abgestellt werden. Wird auf den 
Kaufpreisfluss abgestellt, so befindet sich das Vorha-
ben noch „in Durchführung“, so lange in der Regel we-
niger als 50 % (an)gezahlt worden sind. 

Bei vorangegangener Verwendung des Beihilfean-
trags (Vordruck 125) oder einer eigenen schriftlichen 
Dokumentation ist beim Antrag (im Vordruck 100 in 
einem entsprechenden Freitextfeld)  anzugeben: 
„Beihilfeantrag ist am TT.MM.JJJJ bei der Hausbank 
bzw. dem Kreditinstitut x gestellt worden.“. 

Die Aufbewahrungspflicht für den Beihilfeantrag be-
trägt zehn Jahre ab dem Zusagedatum der Beihilfe an 
den Antragsteller. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Definition Vorhabensbeginn 

Als Vorhabensbeginn ist grundsätzlich der Abschluss 
eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs-  
oder Leistungsvertrages (das Eingehen des wesentli-
chen finanziellen Engagements) zu verstehen. 

• Bei dem Kauf eines Betriebs, Betriebsteils oder 
Geschäftsanteils ist der Vorhabensbeginn der Ab-
schluss des rechtsverbindlichen Kaufvertrags ein-
schließlich eventuell erforderlicher notarieller Be-
urkundung.  

• Bei Bauvorhaben ist der Vertragsabschluss und 
bei Anschaffung von Maschinen und Einrichtun-
gen die rechtsverbindliche Bestellung der Vorha-
bensbeginn. 

• Kein Vorhabensbeginn ist bei Kaufverträgen ge-
geben, die nicht endgültig rechtsverbindlich sind.  

• Für den Vorhabensbeginn unschädlich sind recht-
liche und organisatorische Vorbereitungsmaß-
nahmen. 

• Eine Aufteilung einheitlicher Investitionsvorhaben, 
mit denen teilweise schon begonnen wurde, in ei-
nen förderfähigen und einen nicht förderfähigen 
Teil ist nur dann möglich, wenn das Vorhaben in 
wirtschaftlich selbstständigen Abschnitten durch-
geführt wird. Daher schadet es in der Regel nicht, 
wenn vor Antragstellung ein Grundstück erworben 
wurde, das nunmehr bebaut werden soll; die 
Grunderwerbskosten gehören dann aber nicht zu 
den förderfähigen Investitionen. 
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Bürgschaften der LfA – Bewilligungsgrundsätze 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen)  
 
– Fassung vom 15.03.2024 – 

 
Die LfA Förderbank Bayern (LfA) übernimmt im Rahmen der bayerischen Staatsbürgschaften1 modifizierte 
Ausfallbürgschaften für Kredite an Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft sowie Angehörige freier Be-
rufe in Bayern2. Die Bürgschaften werden für Vorhaben gewährt, deren Durchführung für Bayern von volks-
wirtschaftlichem Interesse ist.  
 
 
 
1 Allgemeines 

1.1 Bürgschaften werden gegenüber Kreditinstituten und Versicherungsunternehmen für Kredite über-
nommen, die ohne Bürgschaft der LfA mangels der erforderlichen bankmäßigen Sicherheiten nicht 
oder nicht zu den vorgesehenen Bedingungen gewährt werden können. Die im Folgenden genann-
ten Bedingungen für Kreditinstitute gelten für Versicherungsunternehmen analog. 

1.2 Kredite, für die eine Bürgschaft der Bürgschaftsbank Bayern GmbH beantragt werden kann, wer-
den von der LfA nicht verbürgt. 

1.3 Die Bürgschaft darf den Betrag von 5 Mio. EUR und die Haftung des Bürgen 80 % des Kreditbe-
trages nicht übersteigen. Die Laufzeit der Bürgschaften beträgt i. d. R. längstens 15 Jahre. Zinsen 
und Nebenkosten mit Ausnahme des Bürgschaftsentgelts dürfen den Rahmen einer marktge-
rechten Effektivverzinsung nicht übersteigen. 

1.4 Bürgschaften können nur für Kredite übernommen werden, deren Rückzahlung durch den Kre-
ditnehmer bei normalem wirtschaftlichem Ablauf innerhalb der für den Kredit vereinbarten Zah-
lungstermine erwartet werden kann. Bürgschaften können nicht übernommen werden, wenn mit 
hoher Wahrscheinlichkeit mit der Inanspruchnahme der LfA gerechnet werden muss. 

1.5  Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeitsgrundsätze für Programmkredite der LfA 
Förderbank Bayern“ sind zu beachten. 

 

2 Verwendungszweck 

2.1 Die Bürgschaften sollen die Vielfalt und Leistungskraft der Unternehmen und Freien Berufe in 
Bayern erhalten und stärken, deren Entfaltungsmöglichkeiten in der Sozialen Marktwirtschaft 
sichern, zu fairem Wettbewerb beitragen und die Fähigkeit des Mittelstands zur Schaffung und 
Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen steigern.  

Antragsberechtigt sind: 

• natürliche Personen, die eine Voll- oder Nebenerwerbsexistenz gründen, ein Unternehmen 

übernehmen oder sich tätig beteiligen3,  

• Angehörige der Freien Berufe und Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, sofern der Jah-
resumsatz (Konzern) 500 Mio. EUR nicht übersteigt. 

 

                                                 
1)  Vergleiche: Richtlinie für die Übernahme von Staatsbürgschaften im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 

(Bürgschaftsrichtlinie gewerbliche Wirtschaft – BürggWR) und Richtlinie für die Übernahme von Staatsbürg-
schaften im Bereich der gewerblichen Wirtschaft zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unter-
nehmen in Schwierigkeiten (Bürgschaftsrichtlinie für Unternehmen in Schwierigkeiten – BürgUiSR) in der bei 
Bürgschaftszusage geltenden Fassung.  

2) Im Hinblick auf die EU-beihilferechtlichen Bestimmungen erheben die Bewilligungsgrundsätze keinen An-
spruch auf Vollständigkeit. Weitere beihilferechtliche Bestimmungen finden sich im Merkblatt „Beihilferecht-
lich relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

3)  Eine tätige Beteiligung kann dann als Gründung einer selbstständigen gewerblichen bzw. freiberuflichen 
Existenz angesehen werden, wenn der Antragsteller eine wesentliche Kapitalbeteiligung von i. d. R. mindes-
tens 10 % übernimmt und an der Geschäftsführung beteiligt wird. 
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2.2 Bürgschaften für Unternehmen, die sich nicht in Schwierigkeiten gemäß EU-
beihilferechtlicher Definition (siehe Tz. 2.3.1) befinden 

2.2.1 Je nach zugrunde liegenden Wirtschaftsgütern und der Einstufung als kleines oder mittleres Un-
ternehmen (KMU) nach EU-Definition erfolgt die Bürgschaftsübernahme  

• auf Grundlage von Art. 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung in der bei Bürg-
schaftszusage geltenden Fassung4, oder 

• auf Grundlage der De-minimis-Verordnung in der bei Bürgschaftszusage geltenden Fas-
sung5, oder  

• nach Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung6.  

Für kleine und mittlere Unternehmen, die vor weniger als drei Jahren gegründet wurden (neu ge-
gründete Unternehmen), gelten dabei teilweise Sonderregelungen (siehe Tz. 2.4.2). 

Verbürgt werden: 

• Kredite zur Finanzierung von Investitionen, 

• Kredite zur Finanzierung der Übernahme eines bestehenden Betriebes, 

• in besonderen Fällen auch Betriebsmittelkredite, vor allem in Verbindung mit Investitionen, 

• Avalkredite, insbesondere bei notwendigen Sicherheitsleistungen im Zusammenhang mit der 
Übernahme und Abwicklung von Aufträgen, 

• Kredite für Konsolidierungsmaßnahmen mit Ausnahme der Umschuldung bestehender Bank-
verbindlichkeiten. 

2.2.2 Die Übernahme von Bürgschaften ist in folgenden Fällen – abgesehen von Maßnahmen nach 
Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung6– nur im Rahmen einer De-minimis-Beihilfe5 
möglich: 

• Betriebsmittelkredite, Avalkredite, Umschuldungen von Lieferantenkrediten sowie Ersatzin-
vestitionen, 

• Übernahme eines bestehenden Betriebes, 

• Investitionen großer Unternehmen7. 

 

                                                 

4) Auf Basis des Art. 17 der AGVO (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur 
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union; Amtsblatt der EU L 187/1 
vom 26.06.2014) in der aktuell gültigen Fassung sind förderfähig: Die Kosten von Investitionen in materielle 
und  immaterielle Vermögenswerte zur Errichtung einer neuen Betriebsstätte, zum Ausbau einer bestehen-
den Betriebsstätte, zur Diversifizierung der Produktion einer Betriebsstätte durch vorher dort nicht herge-
stellte Produkte oder vorher dort nicht erbrachte Dienstleistungen, oder zur grundlegenden Änderung des 
gesamten Prozesses zur Herstellung der Produkte oder Erbringung der Dienstleistungen, die von der Inves-
tition in die Betriebsstätte betroffen sind.  

Zu den materiellen Vermögenswerten zählen Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Maschinen und Ausrüstung.  
Als immaterielle Vermögenswerte gelten Vermögenswerte ohne physische oder finanzielle Verkörperung 
wie Patentrechte, Lizenzen, Know-how oder sonstige Rechte des geistigen Eigentums. Sie dürfen nur in der 
Betriebsstätte genutzt werden, die die Beihilfe erhält, sie müssen abschreibungsfähig sein, von Dritten, die 
in keiner Beziehung zum Käufer stehen zu Marktbedingungen erworben und mindestens drei Jahre in der 
Bilanz aktiviert werden. 

5) Eine Beihilfe kann als sogenannte De-minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) 2023/2831 gewährt werden, 
wenn der Gesamtbetrag der beizulegenden Beihilfebeträge, die „ein einziges Unternehmen“ im Sinne der 
De-minimis-Verordnung in einem Zeitraum von drei Jahren (rollierend) erhält, den absoluten Höchstbetrag 
von 300.000 EUR nicht übersteigt.  

Für die Definition „eines einzigen Unternehmens“ sowie näheren Erläuterungen zur Anrechnung von De-
minimis-Beihilfen auf den Höchstbetrag (auch im Falle von Fusionen, Übernahmen und Unternehmensauf-
spaltungen) wird auf das Kundeninformationsblatt zur De-minimis-Regel unter www.lfa.de in der aktuellen 
Fassung verwiesen. 

Nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren befinden oder die im deut-
schen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer 
Gläubiger erfüllen. Zudem muss im Falle eines großen Unternehmens das Rating mindestens B- entspre-
chen.  

6)  Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihil-
fen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften, ABl. der EU C 155/10 vom 20.06.2008, geän-
dert durch Berichtigung der Mitteilung, ABl. der EU C 244/32 vom 25.09.2008). 

7)  Hierunter sind Unternehmen zu verstehen, die der EU-Definition kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) 
nicht entsprechen mit einem Jahresumsatz (Konzern) bis einschließlich 500 Mio. EUR. 
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2.3 Bürgschaften für Unternehmen in Schwierigkeiten nach EU-beihilferechtlicher Definition  

2.3.1 Im beihilferechtlichen Sinne befindet sich ein Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn mindestens 
eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist:  

• Bei Kapitalgesellschaften ist mehr als die Hälfte des Grund-/Stammkapitals aufgrund aufge-
laufener Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für kleine und mittlere Unternehmen, die 
noch keine drei Jahre bestehen. Der Begriff „Stammkapital“ umfasst ggf. alle Agios.  

• Bei Personengesellschaften ist mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiese-
nen Eigenmittel infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen. Dies gilt nicht für kleine und 
mittlere Unternehmen, die noch keine drei Jahre bestehen.  

• Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatli-
chen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf 
Antrag seiner Gläubiger.  

Bei Einzelunternehmen ist diesbezüglich nur das Kriterium Zahlungsunfähigkeit relevant. 

• Das Unternehmen hat eine Rettungsbeihilfe erhalten und der Kredit wurde noch nicht zurück-
gezahlt oder die Bürgschaft ist noch nicht erloschen bzw. das Unternehmen hat eine Umstruk-
turierungsbeihilfe erhalten und unterliegt immer noch einem Umstrukturierungsplan.  

• Im Falle von Unternehmen, die die KMU-Kriterien7 nicht erfüllen: In den vergangenen beiden 
Jahren lag 

−  der buchwertbasierte Verschuldungsgrad des Unternehmens über 7,5 und 

−  das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsaufwendungen des Unternehmens unter 1,0. 

2.3.2 Die LfA übernimmt zu Gunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten auf Grundlage der Leitlinien 
für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in 
Schwierigkeiten (ABl. der EU C 249/1 vom 31.07.2014) und der von der Europäischen Kommis-
sion unter SA.59319 (2020/N) genehmigten Bundesrahmenregelung für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung kleiner und mittlerer Unternehmen in Schwierigkeiten in der jeweils 
geltenden Fassung 

• Bürgschaften für Umstrukturierungsvorhaben bestehender kleiner und mittlerer Unternehmen, 
die Liquiditäts- und/oder Rentabilitätsprobleme nicht aus eigener Kraft bewältigen können so-
wie  

• Bürgschaften für Rettungsvorhaben zur vorübergehenden Stützung kleiner und mittlerer Un-
ternehmen in Schwierigkeiten bis zur Erstellung eines Umstrukturierungs- bzw. Liquidations-
plans.  

Verbürgt werden: 

• im Rahmen der Rettungs- oder Umstrukturierungsmaßnahme erforderliche zusätzliche Be-
triebsmittel- bzw. Avalkredite, 

• Darlehen für Erstinvestitionen nur in Ausnahmefällen, soweit sie für die Rettungs- oder Um-
strukturierungsmaßnahme unbedingt erforderlich sind. 

2.3.3 Voraussetzung für die Gewährung von Umstrukturierungsbürgschaften ist das Vorliegen eines 
realistischen, kohärenten und weitreichenden Umstrukturierungsplans zur Wiederherstellung der 
langfristigen Rentabilität des begünstigten Unternehmens innerhalb einer angemessenen Frist 
auf der Grundlage realistischer Annahmen hinsichtlich seiner künftigen Betriebsbedingungen. Die 
Bürgschaft muss sich dabei auf das Minimum beschränken, das angesichts der verfügbaren Fi-
nanzmittel des begünstigten Unternehmens, seiner Anteilseigner oder der Unternehmensgruppe, 
der es angehört, für die Umstrukturierung unbedingt erforderlich ist. Insbesondere müssen das 
begünstigte Unternehmen, seine Anteilseigner oder Gläubiger oder die Unternehmensgruppe, 
der das begünstigte Unternehmen angehört, oder neue Investoren einen erheblichen Beitrag zu 
den Umstrukturierungskosten leisten (ein derartiger Eigenbeitrag muss beihilfefrei sein und min-
destens 40 % bei mittleren bzw. 25 % bei kleinen Unternehmen betragen). Eine ausreichende 
Lastenverteilung muss gewährleistet sein. Angemessene Lastenverteilung bedeutet in der Regel, 
dass die bestehenden Anteilseigner und, bei Bedarf, nachrangige Gläubiger Verluste in voller 
Höhe ausgleichen müssen. Bei der einschlägigen Beurteilung werden zuvor gewährte Rettungs-
beihilfen berücksichtigt. Insbesondere in Abhängigkeit von der Größe und der Stellung des be-
günstigten Unternehmens auf seinem Markt und den Merkmalen des betroffenen Marktes können 
Maßnahmen zur Begrenzung von Wettbewerbsverfälschungen, wie die Veräußerung von Vermö-
genswerten, Kapazitätsabbau oder eine Beschränkung ihrer Marktpräsenz, von den Unterneh-
men – mit Ausnahme von kleinen Unternehmen im Sinne der EU-Definition – verlangt werden. 
Während des Umstrukturierungszeitraums dürfen kleine Unternehmen jedoch keine Kapazitäts-
aufstockung vornehmen. 



 - 4 - Bürgschaften der LfA 
  – Bewilligungsgrundsätze 

 

2.3.4 Vorübergehende Umstrukturierungshilfen können zu Gunsten von kleinen und mittleren Unter-
nehmen für einen Zeitraum von höchstens 18 Monaten abzüglich einer etwaigen unmittelbar vo-
rangehenden Zeit der Gewährung einer Rettungsbeihilfe gewährt werden und müssen auf einen 
Betrag8 begrenzt sein, der erforderlich ist, um das begünstigte Unternehmen 18 Monate lang 
weiterzuführen. Vor Ablauf dieses Zeitraums muss ein Umstrukturierungsplan oder ein Abwick-
lungsplan genehmigt worden sein oder das Darlehen zurückgezahlt oder die Bürgschaft ausge-
laufen sein.  

2.3.5 Rettungsbeihilfen dürfen für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten gewährt werden und 
müssen auf den Betrag8 begrenzt sein, der erforderlich ist, um das begünstigte Unternehmen 
sechs Monate lang weiterzuführen. Vor Ablauf dieses Zeitraums muss entweder ein Umstruktu-
rierungs- oder Abwicklungsplan genehmigt worden sein oder das begünstigte Unternehmen ei-
nen vereinfachten Umstrukturierungsplan für eine vorübergehende Umstrukturierungsbeihilfe 
vorgelegt haben oder das Darlehen zurückgezahlt oder die Bürgschaft ausgelaufen sein. 

2.3.6 Liegt es weniger als zehn Jahre zurück, dass eine Rettungsbeihilfe oder vorübergehende Um-
strukturierungshilfe gewährt, die Umstrukturierungsphase abgeschlossen oder die Umsetzung 
des Umstrukturierungsplans eingestellt worden ist (je nachdem, welches Ereignis als Letztes ein-
getreten ist), dürfen keine weiteren Rettungsbeihilfen, Umstrukturierungsbeihilfen oder vorüber-
gehenden Umstrukturierungshilfen gewährt werden. Ausnahmen bestehen in folgenden Fällen:  

a) eine vorübergehende Umstrukturierungshilfe schließt sich an eine Rettungsbeihilfe als Teil 
eines einzigen Umstrukturierungsvorgangs an; 

b) eine Umstrukturierungsbeihilfe schließt sich an eine Rettungsbeihilfe oder vorübergehende 
Umstrukturierungshilfe als Teil eines einzigen Umstrukturierungsvorgangs an; 

c) die Rettungsbeihilfe oder vorübergehende Umstrukturierungshilfe wurde im Einklang mit den 
Leitlinien gewährt und im Anschluss wurde keine Umstrukturierungsbeihilfe gewährt; außer-
dem sind folgende zwei Voraussetzungen erfüllt: 

i. zu dem Zeitpunkt, zu dem die Beihilfe auf der Grundlage der Leitlinien gewährt wurde, 
konnte vernünftigerweise davon ausgegangen werden, dass das begünstigte Unterneh-
men langfristig rentabel sein würde, und  

ii. neue Rettungsbeihilfen, Umstrukturierungsbeihilfen oder vorübergehende Umstrukturie-
rungshilfen werden frühestens nach fünf Jahren aufgrund unvorhersehbarer Umstände 
erforderlich, die das begünstigte Unternehmen nicht zu vertreten hat;  

d) es handelt sich um außergewöhnliche und unvorhersehbare Fälle, für die das Unternehmen 
nicht verantwortlich ist.  

Folgende Bürgschaften zugunsten von Unternehmen in Schwierigkeiten sind im Einzelfall der 
Europäischen Kommission anzuzeigen und werden erst nach deren Genehmigung rechtswirk-
sam: 

• Bürgschaften zugunsten großer Unternehmen7, 

• Bürgschaften für Rettungs- bzw. Umstrukturierungsmaßnahmen, wenn der Höchstbetrag der 
gesamten Beihilfen, die ein und demselben Unternehmen als Rettungsbeihilfe, Umstrukturie-
rungsbeihilfe oder vorübergehende Umstrukturierungshilfe, auch im Falle einer Änderung des 
Umstrukturierungsplans, gewährt werden 10 Mio. EUR (einschließlich der Beihilfen aus ande-
ren Quellen oder anderen Regelungen) überschreitet. 

 

2.4 Neu gegründete Unternehmen 

2.4.1 Ein Unternehmen gilt grundsätzlich in den ersten drei Jahren nach Aufnahme seiner Geschäfts-
tätigkeit als neu gegründet.  

2.4.2 Kleine und mittlere Unternehmen werden in den ersten drei Jahren nach ihrer Gründung grund-
sätzlich nur dann als Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet, wenn sie Gegenstand eines 
Insolvenzverfahrens sind oder die im deutschen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen. Für Zwecke der Bürg-
schaftsmitteilung6 wird für kleine und mittlere Unternehmen, die vor weniger als drei Jahren ge-
gründet wurden, nicht davon ausgegangen, dass sie sich in Schwierigkeiten befinden.  

Daher können, soweit auch die jeweiligen sonstigen bürgschaftsrechtlichen Voraussetzungen er-
füllt sind, im Rahmen bestimmter Beihilfevorschriften im Einzelfall Bürgschaften an neu gegrün-
dete kleine und mittlere Unternehmen zulässig sein, auch wenn deren anfängliche Finanzsitua-
tion prekär ist.  

                                                 

8) Zur Bestimmung dieses Betrags sollte die Formel in Anhang I der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten herangezogen werden.  
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2.4.3 Die Gewährung von Rettungs-, vorübergehenden Umstrukturierungs- oder Umstrukturierungs-
bürgschaften (siehe Tz. 2.3) an neu gegründete Unternehmen ist demgegenüber unabhängig von 
deren Größenklasse oder Finanzsituation ausgeschlossen.  

 

3 Beihilfewert 

3.1 Bürgschaften, die nach Maßgabe des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung6 gewährt werden, sind 
keine Beihilfen und besitzen somit keinen Beihilfewert. In den übrigen Fällen wird der Beihilfewert 
wie folgt festgelegt:  

Für gesunde Unternehmen sowie generell bei Bürgschaften auf Basis der De-minimis-Verord-
nung5 wird der Beihilfewert der Bürgschaft grundsätzlich mittels einer der von der Europäischen 
Kommission genehmigten Methoden zur Berechnung des Beihilfewertes staatlicher Bürgschaften 
risiko- und laufzeitabhängig auf Grundlage eines von der Hausbank durchgeführten bilanzbasier-
ten Ratings für den Einzelfall berechnet. 9 

Liegt für das antragstellende Unternehmen kein bilanzbasiertes Rating vor, ist nach den für De-
minimis-Beihilfen5 alternativ zum genehmigten Berechnungsverfahren zur Verfügung stehenden 
Pauschalvorgaben zu verfahren. De-minimis-Bürgschaften können dann bis zu einem Betrag von 
2,25 Mio. EUR und einer Laufzeit von bis zu 5 Jahren oder bis zu einem Betrag von 1,125 Mio. 
EUR und einer Laufzeit von bis zu 10 Jahren im Einzelfall übernommen werden. Bei Bürgschaften 
mit einem geringeren Betrag und / oder einer kürzeren Laufzeit als 5 bzw. 10 Jahre wird der Bei-
hilfewert dieser Bürgschaft als entsprechender Anteil des jeweiligen De-minimis-Schwellenwer-
tes5 berechnet. In Fällen, in denen die Möglichkeiten des De-minimis-Pauschalverfahrens nicht 
ausreichend sind, kann die Überleitungsmethode für Bürgschaften bei „Spezialfinanzierungen“ 10 
(Unternehmen in der Frühentwicklungsphase („junge Unternehmen“) und Projektgesellschaften) 
als Ersatz für das De-minimis-Pauschalverfahren angewendet werden. 

Falls keines der genannten Verfahren zur Ermittlung des Beihilfewertes staatlicher Bürgschaften 
zur Verfügung steht, kann auf einen Beihilfewert in Höhe des Bürgschaftsbetrages ausgewichen 
werden.  

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU nicht überschritten werden (siehe Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“), können Bürgschaften der LfA 
grundsätzlich mit anderen öffentlichen Finanzierungshilfen kombiniert werden.  

3.2 Bei Bürgschaften für Unternehmen in Schwierigkeiten auf Grundlage der Leitlinien für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten 
(siehe Tz. 2.3.2) bemisst sich der Beihilfewert nach der Ausfallwahrscheinlichkeit des Kredits zum 
Zeitpunkt der Bürgschaftsentscheidung. 

 

4 Voraussetzungen für die Übernahme von Bürgschaften 

4.1 Der Kreditnehmer muss fachlich und persönlich kreditwürdig sein. 

4.2 Der Kreditnehmer hat den Kredit soweit wie möglich abzusichern. Gesellschafter, die wesentli-
chen Einfluss auf das Unternehmen ausüben können, sollen die Mithaftung für den verbürgten 
Kredit ganz oder teilweise übernehmen. 

4.3 Das betriebliche Rechnungswesen des Kreditnehmers muss geordnet sein und jederzeit eine 
Überprüfung der Umsatzverhältnisse, der Vermögens-, Ertrags- und Liquiditätslage ermöglichen. 

4.4 Investitionsvorhaben werden nur verbürgt, wenn mit dem Vorhaben zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung bei der Hausbank noch nicht begonnen war. 

4.5 Die nachträgliche Verbürgung bereits ausgereichter Kredite ist nicht möglich. 

4.6 Sofern für einzelne Wirtschaftszweige besondere Bestimmungen der Europäischen Union für 
staatliche Beihilfen gelten, sind diese Sondervorschriften vorrangig zu beachten (siehe Merkblatt 
„Beihilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“). 

                                                 

9) Einzelheiten siehe Genehmigungsschreiben der EU-Kommission K(2007)4287 vom 25.09.2007 (im Internet 
veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/comp-2007/n197-07.pdf) bzw. 
K(2007)5626 vom 28.11.2007 (im Internet veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_ 
aids/comp-2007/n541-07.pdf). Mit Entscheidung Nr. C(2013) 9777 der Kommission vom 20.12.2013 wurde 
eine Anpassung der Methoden bewilligt. 

10) Einzelheiten siehe Genehmigungsschreiben der EU-Kommission K(2008)2657 vom 17.06.2008 (im Internet 
veröffentlicht unter: http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/comp-2007/n762-07.pdf). Mit Entschei-
dung Nr. C(2013) 9777 der Kommission vom 20.12.2013 wurde eine Anpassung der Methoden bewilligt. 

 



 - 6 - Bürgschaften der LfA 
  – Bewilligungsgrundsätze 

 

4.7 Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die einer früheren Beihilferückforderungsentscheidung 
der EU nicht nachgekommen sind, sind nicht antragsberechtigt. 

 

5 Pflichten des Kreditinstituts und des Kreditnehmers 

5.1 Die Pflichten des Kreditinstituts richten sich im Einzelnen nach dem Bürgschaftsvertrag. Das Kre-
ditinstitut ist insbesondere verpflichtet, 

• bei der Gewährung, Verwaltung und Abwicklung des verbürgten Kredits die gleiche bankübli-
che Sorgfalt wie bei den unter eigenem Risiko gewährten Krediten anzuwenden und sich vor 
allem nach Fälligkeit der verbürgten Forderung mit banküblicher Sorgfalt um die Einziehung 
zu bemühen und bestellte Sicherheiten zu verwerten; 

• die Verwendung des Kredits entsprechend dem von der LfA mitgeteilten Verwendungsplan 
festzulegen und die zweckentsprechende Verwendung zu überwachen; 

• sich gegenüber dem Kreditnehmer das Recht vorzubehalten, den Kredit jederzeit aus den im 
Bürgschaftsvertrag näher bezeichneten wichtigen Gründen fällig zu stellen und davon auf 
Wunsch der LfA auch Gebrauch zu machen; 

• eine jederzeitige Prüfung der den Kredit betreffenden Unterlagen durch die LfA, sonstiger an 
der Finanzierung Beteiligter oder den Bayerischen Obersten Rechnungshof zu dulden und die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen; 

• die LfA unverzüglich zu unterrichten, wenn ihr Umstände bekannt werden, die geeignet sind, 
die vertragsgemäße Rückzahlung des Darlehens im Vertragsverhältnis Kreditinstitut und End-
kreditnehmer zu gefährden (Besondere Unterrichtungspflicht). Dies umfasst z.B. Veränderun-
gen der wirtschaftlichen Situation des Endkreditnehmers, die Änderung des Betreuungsstatus 
durch das Kreditinstitut wie auch die Einstufung des Engagements als Ausfall im Sinne des 
Artikels 178 CRR sowie hierzu erläuternde Informationen; weitere Einzelheiten bzw. weitere 
beispielhafte, eine Informationspflicht auslösende Sachverhalte können dem Vordruck Nr. 568 
entnommen werden. Die Unterrichtung der LfA sollte möglichst mittels dieses Vordrucks, der 
im Bankenportal der LfA zum Download bereit steht, erfolgen. Sonstige Informationspflichten 
des Kreditinstituts wie die turnusmäßigen Angaben im Rahmen der Engagementüberwachung 
oder die Information über das Vorliegen von Gründen für eine außerordentliche Kündigung 
des Kredites sind hiervon nicht berührt. 

5.2 Die Pflichten des Kreditnehmers ergeben sich im Einzelnen aus dem mit dem Kreditinstitut abzu-
schließenden Vertrag. Darin ist der Kreditnehmer insbesondere dazu zu verpflichten, 

• auf Verlangen der LfA dem Kreditinstitut den Jahresabschluss in gesetzlich vorgeschriebener 
Form mit Erläuterungen der wesentlichen Bilanzpositionen und der betriebswirtschaftlichen 
Entwicklung des Unternehmens zur Verfügung zu stellen; entsprechendes gilt bei freiberufli-
chen Tätigkeiten hinsichtlich der Einnahmen-/Überschussrechnung mit/ohne Vermögens-
/Schuldenaufstellung. 

• der LfA, sonstigen an der Finanzierung Beteiligten oder dem Bayerischen Obersten Rech-
nungshof das Recht einzuräumen, jederzeit und in jeder Form, insbesondere durch Einsicht 
in die Bücher und Belege sowie durch örtliche Besichtigungen, Einblick in seine Vermögens-
verhältnisse zu nehmen, die Einhaltung der Darlehens- und Bürgschaftsbedingungen zu über-
prüfen und die erforderlichen Auskünfte zu verlangen. Die Kosten einer solchen Prüfung hat 
der Kreditnehmer zu tragen. 

 

6 Umfang der Bürgschaft und Feststellung des Ausfalls 

6.1 Die Bürgschaften umfassen die Kreditforderung, die Zinsen mit Ausnahme von Strafzinsen sowie 
die Kosten der Kündigung und Rechtsverfolgung nach näherer Maßgabe des Bürgschaftsver-
trags. 

6.2 Der Ausfall tritt ein, wenn die Zahlungsunfähigkeit des Kreditnehmers durch Zahlungseinstellung, 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens, durch Abgabe einer Vermögensauskunft nach § 802c Zivil-
prozessordnung oder auf sonstige Weise erwiesen ist und nennenswerte Eingänge aus der Ver-
wertung von Sicherheiten oder sonstigem Vermögen des Kreditnehmers nicht mehr zu erwarten 
sind. 

6.3 Die Feststellung des Ausfalles erfolgt in der Regel binnen 8 Monaten nach Eingang des vollstän-
dig ausgefüllten Schadensberichtsvordruckes bei der LfA. Sowohl die LfA als auch die Hausbank 
streben an, einen Zeitraum von 18 Monaten seit der Kündigung des verbürgten Kredits bis zur 
Schadenserstattung nicht zu überschreiten. 
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6.4 Die LfA ist berechtigt, zur Vermeidung eines weiteren Zinsanfalls Abschlagszahlungen zu leisten. 
Zudem verpflichtet sich die LfA im Bürgschaftsvertrag, im Falle der Inanspruchnahme der Bürg-
schaft dem Grunde nach (regelmäßig nach der Kündigung der von der LfA verbürgten Kredite) auf 
formlosen schriftlichen Antrag der Hausbank zeitnah einen Betrag in Höhe des durch das Kreditin-
stitut robust geschätzten wirtschaftlichen Verlustes als Abschlagszahlung auf den voraussichtli-
chen Ausfall der von der LfA verbürgten Kredite zu leisten. Dabei wird durch die Abschlagszahlung 
der Ausfall weder dem Grunde noch der Höhe nach von der LfA anerkannt. 

 

7 Verfahren und Kosten 

7.1 Anträge auf Übernahme einer Bürgschaft sind von dem Kreditnehmer bei einem Kreditinstitut 
seiner Wahl (Hausbank) zu stellen. Ist die Hausbank bereit, den Kredit bei Übernahme einer 
Bürgschaft zu gewähren, so leitet sie den Antrag und die ergänzend erforderlichen Unterlagen 
(vgl. hierzu Merkblatt „Antragsunterlagen“) an die LfA weiter. Die Bereitschaftserklärung muss 
eine kurze Beurteilung des Kreditfalls, eine Stellungnahme zur Höhe der Eigenhaftung der Haus-
bank und genaue Angaben über die einzelnen Kreditbedingungen enthalten.  

Für die Bearbeitung des Antrags erhebt die LfA eine einmalige Bearbeitungsgebühr in Höhe von 
0,5 % des Bürgschaftsbetrages (mindestens 250 EUR, höchstens 25.000 EUR). Das Kreditinsti-
tut ist verpflichtet, sich das einmalige Antragsentgelt vom Kreditnehmer erstatten zu lassen.  

7.2  Die Hausbank hat ab dem Zeitpunkt, an dem sie das Bürgschaftsangebot anerkennt bzw. bei von 
der LfA refinanzierten Darlehen ab dem Zeitpunkt der Auszahlung, eine laufende Avalprovision 
aus dem jeweiligen Bürgschaftsbetrag zu zahlen. Die Provision ist grundsätzlich wie folgt gestaf-
felt: 

 - Bürgschaften für Investitionskredite 
 (auch außerhalb Deutschlands) und Inlandsavale 1 % p. a. 

- Bürgschaften für Betriebsmittelkredite und Konsolidierungsvorhaben  
(einschließlich Rettungs- und Umstrukturierungsbürgschaften) 2 % p. a. 

- Bürgschaften für Betriebsmittelkredite und Konsolidierungsvorhaben (ein- 
schließlich Rettungs- und Umstrukturierungsbürgschaften) bei erhöhtem Risiko 3 % p. a. 

Falls beihilferechtliche Regularien davon abweichende Avalprovisionssätze notwendig machen 
(z. B. Safe-Harbour-Prämien), können die vorgenannten Provisionssätze im Einzelfall überschrit-
ten werden. 

Das Kreditinstitut ist berechtigt, die Avalprovision dem Kreditnehmer in Rechnung zu stellen. 

Die Provision wird bei Bürgschaften für von der LfA refinanzierte Darlehen, die vierteljährliche 
Zins- und Tilgungsstrukturen aufweisen sowie grundsätzlich für von der LfA nicht refinanzierte 
Darlehen vierteljährlich nachträglich jeweils zum 31.03., 30.06., 30.09. bzw. 30.12. berechnet. 

Bei allen anderen Bürgschaften wird die Avalprovision halbjährlich nachträglich jeweils zum 
30.06. und 30.12. berechnet. 



 
          
 
 

Merkblatt „Universalkredit“ (UK5 und UK7) 
(Vergabegrundsätze entsprechend Antragsvordruck 100 Tz. 9.6 Bestätigungen bzw. 
Merkblatt entsprechend Antragsvordruck 200 Tz. 9.3 Bestätigungen und sonstige  
Erklärungen des durchleitenden Zentralinstituts und/oder der Hausbank) 
 

Die Finanzierung der haftungsfreigestellten Universalkredite wird durch eine Rückgarantie des Freistaats Bayern ermöglicht. 
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1 Kreditnehmerkreis 

Antragsberechtigt sind natürliche Personen, Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft und Angehörige der Freien 
Berufe, soweit der Jahresumsatz (Konzernumsatz) dieser 
Unternehmen bzw. Angehörigen der Freien Berufe 500 
Mio. EUR nicht übersteigt. 

Natürliche Personen sind unter folgenden Voraussetzun-
gen antragsberechtigt: 

• Sie sind fachlich und kaufmännisch qualifiziert für die un-
ternehmerische Tätigkeit. 

• Sie haben einen hinreichenden unternehmerischen Ein-
fluss im Unternehmen. Förderschädlich ist ein Stimmen-
anteil anderer Gesellschafter, der autonome Satzungs-
änderungen ermöglicht. 

• Sie sind zur Geschäftsführung und Vertretung des Unter-
nehmens befugt und aktiv in der Unternehmensführung 
tätig. 

Nicht antragsberechtigt sind 

• Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren be-
finden oder die im deutschen Recht vorgesehenen Vo-
raussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens auf Antrag ihrer Gläubiger erfüllen, 

• Unternehmen, wenn mehr als 50 % ihres Kapitals oder 
ihrer Stimmrechte direkt oder indirekt von einer oder 
mehreren öffentlichen Stellen oder Körperschaften des 
öffentlichen Rechts einzeln oder gemeinsam kontrolliert 
werden, 

• politisch meinungsbildende Medienunternehmen (z. B. 
Zeitungsverlage, Rundfunk- und Internetanbieter mit po-
litischen Inhalten), 

• Unternehmen des Profisports, 

• Kreditinstitute, Versicherungen oder vergleichbare Finan-
zinstitutionen, die dem KWG unterliegen, 

• Treuhandverhältnisse, 

• beim UK5: Unternehmen oder freiberuflich Tätige, die ei-
ner früheren Beihilferückforderungsanordnung der EU 
nicht nachgekommen sind. 

2 Verwendungszweck 

Für folgende Maßnahmen können Darlehen gewährt wer-
den: 

• Investitionen 

• Gründungen, tätige Beteiligungen und Übernahmen 

• Waren 

• Betriebsmittel 

• Umschuldung kurzfristiger Verbindlichkeiten 

Die Finanzierung von Vorhaben, die eine Begünstigung 
nach dem „Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)“ oder 
dem „Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG)“ erhalten, ist 
nur im beihilfefreien UK7 möglich.  

Nicht förderfähig sind: 

• Stille Beteiligungen, 

• Entgeltliche und sonstige Vermögensübertragungen (z. 
B. käuflicher Erwerb) 

- zwischen verbundenen Unternehmen im Sinne des § 
15 AktG bzw. die Übernahme des geförderten Unter-
nehmens in einen solchen Unternehmensverbund 

- zwischen Unternehmen und deren Gesellschaftern 
- im Rahmen bzw. infolge von Betriebsaufspaltungen 
- zwischen Ehegatten bzw. Lebenspartnern 
- sowie der Erwerb eigener Anteile 

und die Umgehungen der vorgenannten Tatbestände (z. 
B. durch Treuhandgeschäfte). 

• Investitionen in wohnwirtschaftlich genutzte Immobilien, 

• die alleinige Übernahme von Unternehmensanteilen im 
Sinne von Finanzinvestitionen. 

Die Ausschlusskriterien des Merkblatts „Nachhaltigkeits-
grundsätze für Programmkredite der LfA Förderbank Bay-
ern“ sind zu beachten. 

3 Darlehensbedingungen 

3.1 Zinssatz und Risikogerechtes Zinssystem 

Der Zinssatz für die Darlehen wird zwischen Hausbank und 
Endkreditnehmer in Abhängigkeit von Bonität und Besiche-
rung – innerhalb vorgegebener Grenzen – individuell ver-
einbart (siehe Merkblatt „Kreditnehmerinformation zum ri-
sikogerechten Zinssystem“). 

Die risikoabhängigen Zinsobergrenzen, Angaben zu Darle-
henslaufzeiten und zum Auszahlungssatz können unserer 
aktuellen Übersicht der Darlehenskonditionen entnommen 
werden. 

Es gelten die Konditionen des Zusagedatums der LfA. Die 
Hausbank wird den Endkreditnehmer über die Zusage der 
LfA entsprechend unterrichten und die Konditionen verein-
baren. 

3.2 Konditionen 

Der Darlehenshöchstbetrag beträgt 15 Mio. EUR je Vorha-
ben. Der Finanzierungsanteil des Darlehens beträgt bis zu 
100 % des finanzierbaren Vorhabens. 

Der Darlehensmindestbetrag liegt bei 25.000 EUR. 

Bei im Anlagevermögen aktivierbaren Wirtschaftsgütern ist 
die Darlehenslaufzeit frei wählbar; sie soll sich an der be-
triebsgewöhnlichen Nutzung orientieren. Betriebsmittel so-
wie Umschuldungen sind mit Darlehenslaufzeiten von bis 
zu 10 Jahren finanzierbar (Betriebsmittel in Verbindung mit 
langfristigen Investitionen können darüber hinaus zu den 
Laufzeiten dieser Investitionsfinanzierungen berücksichtigt 
werden). 

Soweit sachlich begründet, besteht die Möglichkeit, das 
Vorhaben in mehrere Darlehen aufzuteilen (z. B. differen- 
ziert nach unterschiedlichen Laufzeiten oder mit und ohne 
Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). Abweichend von den 
Standardlaufzeiten können auch verkürzte Gesamtlaufzei-
ten (ganzjährig, mindestens 4 Jahre) und Tilgungsfreijahre 
beantragt werden. Beim 3-jährigen Standard-Laufzeittyp 
besteht keine Möglichkeit zur Laufzeitflexibilisierung. Bei 
der Wahl ohne Tilgungsfreijahre ist die erste Tilgungsrate 
immer am Ende des auf das Zusagequartal folgenden 
Quartals zu leisten. 

Für nicht abgerufene Darlehensbeträge wird nach Ablauf 
eines bereitstellungsprovisionsfreien Zeitraums von 6 Mo-



 - 2 - Merkblatt „Universalkredit“ 
 
 

  München, 15.03.2024 

naten (gerechnet vom Tage der Darlehenszusage der LfA 
an) bis zum vollständigen Abruf oder einem Verzicht auf 
das Darlehen, spätestens bis zum Ablauf der Abruffrist des 
Darlehens (ein Monat vor Tilgungsbeginn) eine Bereitstel-
lungsprovision von 2 % p. a. berechnet. Bei verbürgten 
Darlehen (nur im UK5 möglich) beträgt die Abruffrist 6 Mo-
nate nach Darlehenszusage der LfA (bei der Wahl ohne 
Tilgungsfreijahre ergibt sich, in Abhängigkeit von der ersten 
Tilgungsrate im Einzelfall, i. d. R. eine kürzere Frist). 

Termine für Zins, Tilgung und ggf. Bereitstellungsprovision 
sind der 31.03., 30.06., 30.09. und 30.12. 

Eine vollständige oder teilweise vorzeitige außerplanmä-
ßige Tilgung des ausstehenden Kreditbetrages kann ge-
gen Zahlung einer Vorfälligkeitsentschädigung erfolgen. 

4 Weitere Bewilligungsgrundsätze 

4.1 Beihilferechtliche Grundlage 

Der UK5 wird als sogenannte De-minimis-Beihilfe auf 
Grundlage der De-minimis-Verordnung in der bei Darle-
henszusage gültigen Fassung vergeben. 

Der UK7 ist beihilfefrei.  

Die „Beihilfewerte für Kredite der LfA“ können unter 
www.lfa.de der gleichnamigen Übersicht entnommen bzw. 
per Beihilferechner ermittelt werden. Diese Beihilfewerte 
dienen der Orientierung in der Informations- und Bera-
tungsphase und sind unverbindlich. Maßgeblich sind allein 
die Beihilfewerte, die die LfA zum Zeitpunkt der Kreditzu-
sage zugrunde legt. 

Weiterführende Informationen enthält unser Merkblatt „Bei-
hilferechtlich relevante Bestimmungen und Definitionen“. 

4.2 Vorbeginn 

Vorhaben, mit denen zum Zeitpunkt des Antragseingangs 
bei der Bank oder Sparkasse (Hausbank) bereits begonnen 
war, können nicht berücksichtigt werden.  

Details zu den Voraussetzungen einer fristgerechten An-
tragstellung siehe Merkblatt „Beihilferechtlich relevante 
Bestimmungen und Definitionen“. 

Die Vorhaben müssen soweit vorbereitet sein, dass sie 
nach Bewilligung der beantragten Mittel innerhalb eines 
Jahres begonnen werden können. 

4.3 Prosperität 

Im Regelfall spielt die Prosperität eines Unternehmens 
keine Rolle. 

4.4 Vorhaben außerhalb Bayerns 

Vorhaben bayerischer Unternehmen außerhalb Bayerns 
können finanziert werden, sofern dadurch eine langfristige 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und ein dauerhafter 
Erhalt des bayerischen Standorts erreicht wird (Bayernef-
fekt). 

4.5 Betriebsaufspaltung im förderfähigen Sinne sowie Vermie-
tung/Verpachtung 

Unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Einheit zwi-
schen Besitz- und Betriebsgesellschaft können Vorhaben 
der Besitzgesellschaft (auch durch natürliche Personen) 
gefördert werden, wenn auf beiden Seiten (Besitz- und 
Betriebsgesellschaft) dieselben Personen zusammen zu 
mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Ehegatten 
bzw. Lebenspartner sind und zusammen auf beiden Sei-
ten zu mindestens 50 % beteiligt sind oder 

die auf beiden Seiten verschiedenen Personen Eltern/ 
Schwiegereltern und Kinder (sowie deren Ehegatten bzw. 
Lebenspartner) sind und zusammen auf beiden Seiten zu 
mindestens 50 % beteiligt sind. 

Außerhalb dieser Betriebsaufspaltungen im förderfähigen 
Sinne ist eine Finanzierung von zu vermietenden/verpach-
tenden, gewerblich bzw. freiberuflich genutzten Immobilien 

möglich, sofern eine langfristige Vermietung/Verpachtung 
an einen gewerblichen/freiberuflichen Nutzer erfolgt. Dar-
lehensnehmer wird allein der Investor (Besitzgesellschaft), 
wenn sich dieser vertraglich verpflichtet, das Objekt wäh-
rend der Laufzeit des Darlehens ausschließlich für Be-
triebszwecke gewerblicher oder freiberuflicher Art zur Ver-
fügung zu stellen.  

Rein private Kapitalanlagen sind von einer Förderung aus-
geschlossen. Somit können Vorhaben privater Investoren, 
die nicht gewerblich/freiberuflich tätig sind bzw. ausschließ-
lich für die Vermietung/Verpachtung der Immobilie einen 
Gewerbebetrieb anmelden, nicht berücksichtigt werden. Es 
ist ausreichend, wenn allein der Investor die Antragsvo-
raussetzungen für den Universalkredit erfüllt. Vorhaben in 
Form von Leasing- oder Mietkaufkonstruktionen können 
nicht finanziert werden. 

5 Mehrfachförderung 

Soweit die maßgeblichen Beihilfehöchstwerte der EU nicht 
überschritten werden (siehe Merkblatt „Beihilferechtlich re-
levante Bestimmungen und Definitionen“, insbesondere 
Tzn. 5 und 10) kann der UK5 mit anderen öffentlichen Fi-
nanzierungshilfen kombiniert werden. 

Bzgl. des beihilfefreien UK7 bestehen keine Beschränkun-
gen. 

6 Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ 

Soweit ein Darlehen bis 4 Mio. EUR bankmäßig nicht aus-
reichend abgesichert werden kann, ist ergänzend die Be-
antragung einer Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ mög-
lich (siehe entsprechendes Merkblatt). 

Im Universalkredit (UK5 und UK7) können 60%ige Haf-
tungsfreistellungen beantragt und zugesagt werden. 

Im UK5, kann alternativ, insbesondere bei Darlehen über 
4 Mio. EUR, bei nicht ausreichender Absicherung eine 
Bürgschaft der LfA bzw. der Bürgschaftsbank Bayern 
GmbH beantragt werden. Im UK7 besteht diese Möglich-
keit nicht. 

Eine Darlehenssplittung in einen haftungsfreigestellten 
Darlehensteil und einen verbürgten Darlehensteil ist nicht 
möglich. 

Für Blankokredite, endfällige Darlehen, Umschuldungen 
(auch bei kurzfristig fälligen bzw. gekündigten Bankdarle-
hen) und Prolongationen übernimmt die LfA keine Haf-
tungsfreistellung „HaftungPlus“. 

Auch für haftungsfreigestellte Universalkredite gilt der 
Grundsatz, dass keine bestehenden Bankrisiken nachträg-
lich auf die LfA verlagert werden dürfen (siehe Tz. 1 des 
Merkblatts Haftungsfreistellung „HaftungPlus“). 

Die Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ wird durch eine glo-
bale Rückbürgschaft des Freistaats Bayern ermöglicht. 

7 Antragsverfahren 

Anträge sind bei den Hausbanken (Banken oder Sparkas-
sen) einzureichen. Die Antragstellung für den Universalkre-
dit ohne Risikoübernahme und ohne Kombination mit wei-
teren LfA-Finanzierungshilfen erfolgt grundsätzlich mit dem 
Antragsvordruck 200. Universalkredite mit Risikoübernah-
me und/oder bei Kombination mit weiterem LfA-Finanzie-
rungshilfen sind mit dem Antragsvordruck 100 zu beantra-
gen. Im beihilfebehafteten UK5 ist darüber hinaus der Vor-
druck 120 (Erklärung zum Antrag auf Gewährung eines 
Darlehens/einer Bürgschaft bei De-minimis Beihilfen) ge-
nerell einzureichen.  

Bei Haftungsfreistellung „HaftungPlus“ für Betriebsmittelfi-
nanzierungen hat die Hausbank zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung die Höhe der vorhandenen Betriebsmittel-/Konto-
korrentkreditlinien und deren aktuelle Auslastung (ein-
schließlich geduldeter Überziehungen) festzustellen. Diese 
Angaben sind unabhängig von der Höhe des LfA-Risikos in 
Tz. 9.5 des Antragsvordrucks 100 anzugeben und für den 
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Fall einer etwaigen Kündigung und Abwicklung des Enga-
gements vorzuhalten, um nachweisen zu können, dass 
keine Verlagerung bestehender Risiken auf die LfA erfolgt 
ist. 

Die Darlehen werden über die Hausbanken grundsätzlich 
unter deren Eigenhaftung an den Endkreditnehmer ausge-
reicht. Wird im UK5 eine Bürgschaft beantragt, können die 
bei LfA-Bürgschaften zusätzlich einzureichenden Antrags-
vordrucke und Unterlagen dem Merkblatt „Antragsunterla-
gen“ entnommen werden. 

Den Hausbanken steht bei Anträgen, die per Post an die 
LfA gesendet werden, die Möglichkeit offen, diese von ihr 
und dem Antragsteller unterzeichneten Unterlagen auch in 
elektronischer Form (Fax oder PDF-Scan per E-Mail) bei 
der LfA einzureichen. Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Hausbank wirksame Willenserklärungen per Fax/PDF-
Scan abgibt. Reicht die Hausbank die Antragsunterlagen 
per Fax/PDF-Scan per E-Mail bei der LfA ein, sichert sie 
damit konkludent zu, dass eine rechtsverbindliche Zeich-
nung der Hausbank bereits dann vorliegt, wenn sie ihre Er-
klärungen und Bestätigungen auch per Fax bzw. PDF-
Scan per E-Mail übermittelt und dass das an die LfA über-
mittelte Fax bzw. der übermittelte Scan bildlich und inhalt-
lich dem Original entspricht. Die Übermittlung per E-Mail 
muss durch eine geeignete Verschlüsselung vor dem Zu-
griff Dritter geschützt werden. Liegen die Voraussetzungen 
für eine elektronische Archivierung der Antragsunterlagen 
nicht vor oder macht die Hausbank davon keinen Ge-
brauch, so ist der Originalantrag in Papierform bei der 
Hausbank aufzubewahren. Die Antragstellung im ICOM-
Verfahren erfolgt weiterhin über eine definierte elektroni-
sche Schnittstelle.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die LfA gestattet aus förderrechtlicher Sicht der Hausbank, 
für die Antragsunterlagen auf die Aufbewahrung von Origi-
nalunterlagen zu verzichten und stattdessen die Original-
dokumente durch elektronische Archivierung aufzubewah-
ren. Voraussetzung für die Möglichkeit der elektronischen 
Archivierung anstelle der papierhaften Aufbewahrung von 
originalen Antragsunterlagen ist, dass die Hausbank das-
selbe Verfahren und dieselbe Sorgfalt wie bei der Archivie-
rung ihrer eigenen Unterlagen anwendet, die Archivie-
rungsvorgaben analog §§ 257 HGB, 147 AO und die 
Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung einhält 
und die Hausbank sicherstellt, dass die digitalen Doku-
mente 

• bildlich und inhaltlich mit dem Original in Papierform 
übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, 

• während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit 
verfügbar sind, unverzüglich lesbar gemacht und ma-
schinell ausgewertet werden können, 

• fälschungssicher sind und keine Angaben weggelas-
sen, hinzugefügt oder anders dargestellt werden kön-
nen. 

Darüber hinaus hat die Hausbank zu prüfen, ob und inwie-
fern gesetzliche Schriftformerfordernisse bestehen oder 
weitergehende rechtliche Vorschriften zur Aufbewahrung 
bestimmter Originaldokumente einzuhalten sind und deren 
Einhaltung sicherzustellen. 
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Kundeninformationsblatt zur De-minimis-Regel 
 
 

1. De-minimis-Beihilfen 

Staatliche Vergünstigungen / Beihilfen können den Wettbewerb verfälschen, indem sie für das empfan-
gende Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil gegenüber Konkurrenzunternehmen darstellen, die eine 
solche Zuwendung nicht erhalten. Um den Handel zwischen den EU-Mitgliedstaaten vor wettbewerbsverfäl-
schenden Beeinträchtigungen zu schützen, sind staatliche Beihilfen an Unternehmen in der Europäischen 
Union (EU) grundsätzlich verboten.  

Das EU-Recht lässt jedoch Ausnahmen von diesem grundsätzlichen Verbot zu. Das gilt insbesondere für 
Förderungen, deren Höhe so gering ist, dass eine spürbare Verzerrung des Wettbewerbs ausgeschlossen 
werden kann. Diese so genannten „De-minimis-Beihilfen“ müssen weder bei der EU-Kommission angemel-
det noch genehmigt werden und können z. B. in Form von Zuschüssen, Bürgschaften oder zinsverbilligten 
Darlehen gewährt werden.  

De-minimis-Beihilfen können auf der Grundlage von vier verschiedenen De-minimis-Verordnungen gewährt 
werden: 

• Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen bzw. 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihil-
fen, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 2023 – im 
Folgenden Allgemeine-De-minimis-Beihilfen genannt,  

• Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihil-
fen im Agrarsektor, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 
2023 – im Folgenden Agrar-De-minimis-Beihilfen genannt, 

• Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fi-
scherei- und Aquakultursektor, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 
4. Oktober 2023 – im Folgenden Fisch-De-minimis-Beihilfen genannt und 

• Verordnung (EU) 2023/2832 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an 
Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen bzw. Verord-
nung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen an Unterneh-
men, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen, zuletzt geändert durch 
Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 2023 – im Folgenden DAWI-De-minimis-
Beihilfen genannt. 

 
 

2. Definitionen / Erläuterung 

2.1. Unternehmensbegriff 

Im Rahmen der De-minimis-Verordnungen ist hinsichtlich der zulässigen Beihilfehöchstbeträge („De-mini-
mis-Schwellenwerte“) nicht nur das einzelne Unternehmen, sondern ggf. der Unternehmensverbund in die 
Betrachtung einzubeziehen. Die EU-Kommission definiert für die Zwecke der De-minimis-Verordnungen den 
Begriff „ein einziges Unternehmen“.  

Als ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnung sind somit alle Unternehmen zu be-
trachten, die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen:  

• Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines ande-
ren Unternehmens,  
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• ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-
gremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen, 

• ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder auf-
grund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unterneh-
men auszuüben, 

• ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß 
einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Ver-
einbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder 
Gesellschaftern aus. 

Auch Unternehmen, die über ein oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der vorgenannten 
Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnungen be-
trachtet. 

Unternehmen, deren einzige Beziehung darin besteht, dass jedes von ihnen eine direkte Verbindung zu 
derselben bzw. denselben öffentlichen Einrichtungen aufweist, werden als nicht miteinander verbunden ein-
gestuft. Ebenfalls nicht als ein einziges Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnung gelten Unter-
nehmen, die durch eine natürliche Person oder eine gemeinsam handelnde Gruppe natürlicher Personen 
verbunden sind.  

De-minimis-Beihilfen sind dem geförderten Unternehmen zuzurechnen. Daher ist auch bei Antragstellung 
durch eine natürliche Person die De-minimis-Erklärung im Hinblick auf das begünstigte Unternehmen aus-
zufüllen. So sind – auch im Falle des Erwerbs einer tätigen Beteiligung – die Vorförderungen des Unterneh-
mens als ein einziges Unternehmen mit anzugeben. Aus demselben Grund sind im Falle einer gemein-
schaftlichen Existenzgründung durch mehrere Antragsteller die parallel beantragten Beträge aller Antrag-
steller für das begünstigte Unternehmen als ein einziges Unternehmen anzuführen. Um den beihilferechtli-
chen Vorgaben der EU-Kommission zu genügen, hat der Antragsteller ggf. die von der LfA zu erstellende 
De-minimis-Bescheinigung, die die Höhe des gewährten De-minimis-Beihilfebetrags ausweist, auch gegen-
über dem begünstigten Unternehmen bekannt zu machen. 

 

2.2. Fusion / Übernahmen / Aufspaltungen  

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen 
in den letzten drei Jahren gewährt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, ob eine neue De-mini-
mis-Beihilfe für das neue bzw. das übernehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des einschlägigen 
Höchstbetrags führt. Die Rechtmäßigkeit von vor der Fusion bzw. Übernahme rechtmäßig gewährten De-
minimis-Beihilfen wird dadurch nicht in Frage gestellt. 

Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die De-minimis-Beihilfen, die dem Unternehmen vor der 
Aufspaltung gewährt wurden, dem Unternehmen zugerechnet werden, welches die Geschäftsbereiche über-
nimmt, für die die De-minimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, erfolgt eine anteilige Auf-
teilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung. 

 

3. Schwellenwerte / Kumulierung  

Die an ein einziges Unternehmen in Deutschland ausgereichten De-minimis-Beihilfen dürfen  

• für Allgemeine und DAWI-De-minimis-Beihilfen in einem Zeitraum von drei Jahren (rollierend) und 

• für Agrar- und Fisch-De-minimis-Beihilfen im laufenden sowie in den beiden vorangegangenen Kalen-
derjahren  

einen bestimmten Wert nicht übersteigen.  

Dieser Höchstbetrag beträgt bei: 

• Allgemeine-De-minimis-Beihilfen 300.000 EUR,  

• Agrar-De-minimis-Beihilfen 20.000 EUR,  

• Fisch-De-minimis-Beihilfen 30.000 EUR, 

• DAWI-De-minimis-Beihilfen 750.000 EUR. 

Erhält ein einziges Unternehmen De-minimis-Beihilfen nach verschiedenen De-minimis-Verordnungen, so 
müssen diese – bis auf die DAWI-De-minimis-Beihilfen – zusammen betrachtet und addiert werden. Dabei 
gelten folgende Regeln: 
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• Kombination von Agrar- und Fisch-De-minimis-Beihilfen: bis zu maximal 30.000 EUR im laufenden so-
wie in den beiden vorangegangenen Kalenderjahren, 

• Kombination von Allgemeine- mit Agrar- und / oder Fisch-De-minimis-Beihilfen: bis zu maximal 300.000 
EUR in einem Zeitraum von drei Jahren, 

• DAWI-De-minimis-Beihilfen in Höhe von 750.000 EUR dürfen immer zusätzlich, d.h. neben den ande-
ren De-minimis-Beihilfen, gewährt werden. 

Bei dem für Allgemeine und DAWI-De-minimis-Beihilfen geltenden Zeitraum von drei Jahren handelt es sich 
um einen rollierenden Zeitraum. Wenn ein Unternehmen eine Allgemeine- oder DAWI-De-minimis-Beihilfe 
z. B. am 1. Juli 2024 erhält, dann sind alle De-minimis-Beihilfen, die das Unternehmen im Zeitraum vom 1. 
Juli 2021 bis zum 1. Juli 2024 erhalten hat, maßgeblich. 

Abweichend davon werden bei der Gewährung von Agrar- oder Fisch-De-minimis-Beihilfen als Zeitraum das 
laufende und die beiden vorangegangenen Kalenderjahre herangezogen. 

 

4. Bewilligungsvoraussetzung 

Voraussetzung für die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe in Form von Darlehen oder Garantien ist, dass 
der Beihilfeempfänger sich weder im Insolvenzverfahren befindet noch die im deutschen Recht vorgesehe-
nen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger erfüllt sind. 
Zudem muss im Falle eines großen Unternehmens das Rating mindestens B- entsprechen.  

 

5. Verpflichtung der gewährenden Stelle (De-minimis-Bescheinigung) 

Die gewährende Stelle bescheinigt dem begünstigten Unternehmen die Höhe der De-minimis-Beihilfe mit 
der sogenannten „De-minimis-Bescheinigung“. Anhand dieser Bescheinigungen kann das Unternehmen 
nachvollziehen, wie viele De-minimis-Beihilfen es im maßgeblichen Zeitraum erhalten hat und ob die 
Höchstbeträge schon erreicht sind. Zudem müssen auch Kumulierungsgrenzen mit anderen Beihilfen für 
die dieselben beihilfefähigen Kosten eingehalten werden. Überschreiten die Beihilfen die zulässigen Höchst-
beträge bzw. höchstmögliche Förderquote, handelt es sich um eine unzulässige Beihilfe mit der Folge, dass 
die Beihilfe nicht gewährt werden kann bzw., wenn sie gewährt wurde, in entsprechender Höhe zurückge-
fordert werden muss. 

 

6. Verpflichtungen des Empfängers (De-minimis-Erklärung) 

Das Antrag stellende Unternehmen ist verpflichtet, bei der Beantragung für sich und ggf. auch für den Un-
ternehmensverbund – ein einziges Unternehmen – eine vollständige Übersicht, die sogenannte „De-mini-
mis-Erklärung“, über die im maßgeblichen Zeitraum erhaltenen bzw. beantragten De-minimis-Beihilfen vor-
zulegen. Hierzu empfiehlt es sich für das Antrag stellende Unternehmen, zuvor von den relevanten Unter-
nehmen des Unternehmensverbundes eine schriftliche Aufstellung zu deren Vorförderung mit De-minimis-
Beihilfen einzuholen. Die Tabelle in der Anlage kann zu diesem Zweck genutzt werden. Aus den Angaben 
in der De-minimis-Erklärung lassen sich keine Ansprüche auf die Förderung ableiten. 

Vorsätzlich oder leichtfertig falsche, unvollständige oder unterlassene subventionserhebliche Angaben so-
wie Scheingeschäfte, -handlungen oder solche unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten können 
eine Strafverfolgung gem. § 264 StGB zur Folge haben. 

Zudem ist die De-minimis-Bescheinigung vom Empfänger 10 Jahre lang nach Gewährung aufzubewahren 
und auf Anforderung der Europäischen Kommission, Bundesregierung, Landesverwaltung oder gewähren-
den Stelle innerhalb einer Woche oder einer anderen festgesetzten längeren Frist vorzulegen. Kommt der 
Empfänger dieser Anforderung nicht nach, können rückwirkend die Bewilligungs- bzw. Zusagevoraus- 
setzungen entfallen und die Beihilfen zuzüglich Zinsen zurückgefordert werden. 
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7. Beispiele  

7.1. Drei-Jahres-Zeitraum (anhand von Allgemeine-De-minimis-Beihilfen):  

Ein Unternehmen bekommt innerhalb von drei Jahren folgende De-minimis-Beihilfen: 
 

 01.07.2021:    140.000 EUR 
 
 30.06.2022:      70.000 EUR                                         300.000 EUR 
 
 01.07.2024: 90.000 EUR 

Um die Bedingungen der De-minimis-Regelung erfüllen zu können, darf dieses Unternehmen ab dem 
02.07.2024 De-minimis-Beihilfen bis zu einem Wert von 140.000 EUR bekommen, ab dem 01.07.2025 bis 
zu einem Wert 70.000 EUR usw.:  
 

 01.07.2021:     140.000 EUR 
 
 30.06.2022:       70.000 EUR                                     300.000 EUR  
 
 01.07.2024:       90.000 EUR                                     300.000 EUR  
 
 02.07.2024:     140.000 EUR                                     300.000 EUR  
  
 01.07.2025:       70.000 EUR  
 
 usw. 

Ausschlaggebend sind somit immer die letzten drei Jahre (taggenauer Zeitpunkt der Bewilligung). 

 
7.2. Unternehmensverbund – ein einziges Unternehmen  

 

Antragstellendes Unternehmen A  
(Vorförderung: 50.000 EUR  

Allgemeine-De-minimis-Beihilfen)  
 

Frage: Welche Unternehmen sind zusam-
men als ein einziges Unternehmen 
im Sinne der De-minimis-Regel zu 
betrachten?  

 

 

 

Unternehmen A hält 
65 % der Anteile des Un-
ternehmens B 

Ant-
wort: 

Unternehmen A, B und C bilden ein 
einziges Unternehmen im Sinne 
der De-minimis-Regel.  
 
Das Unternehmen D zählt nicht 
zum Verbund, da Unternehmen C 
nicht die Mehrheit der Anteile des 
Unternehmens D hält. Die Vorför-
derung beträgt somit 160.000 EUR.  
 
Demzufolge besteht noch eine För-
dermöglichkeit in Höhe von 
140.000 EUR für Allgemeine-De-
minimis-Beihilfen. 

Unternehmen B  
(Vorförderung: 80.000 EUR  

Allgemeine-De-minimis-Beihilfen)  
  

 

  

 

Unternehmen B übt einen 
beherrschenden Einfluss 
auf das Unternehmen C 
aus 

 

Unternehmen C  
(Vorförderung: 30.000 EUR  
Fisch-De-minimis-Beihilfen)  

  
 

  

Unternehmen C hält 30 % der Anteile 
des Unternehmens D und hat keinen 
beherrschenden Einfluss auf Unter-
nehmen D   

Unternehmen D  
(Vorförderung: 100.000 EUR  

Allgemeine-De-minimis-Beihilfen) 
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Anlage –  
 
 
Ermittlung der Vorförderung1 von relevanten Unternehmen des Unternehmensverbunds (im Sinne ein einziges Unternehmen)  
 
 
 
Unternehmensname:    
 
 
 

Datum  
Bewilligungs- 
bescheid/ 
Vertrag 

Beihilfegeber 
(Aktenzeichen bitte angeben) 

Bewilligte Beihilfe 
(z. B. Darlehen, Zuschuss, 
Bürgschaft, Beteiligung) 
bzw. Art der beantragten 
Beihilfe 

Fördersumme 
in EUR 
 

Beihilfewert 
in EUR 
 

     

     

     

     

     

     

     

     

 

                                                
1 In den letzten drei Jahren (taggenau) erhaltene bzw. beantragte Allgemeine-, Agrar- und / oder Fisch-De-minimis-Beihilfen. 
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LfA-Zeichen: 

Erklärung zum Antrag auf Gewährung eines Darlehens/einer Bürgschaft 
bei De-minimis-Beihilfen im Sinne der EU-Verordnungen für De-minimis-Beihilfen 

(Zutreffendes bitte ankreuzen und ausfüllen.) 

1. Angaben zum Antrag stellenden Unternehmen

Antragsteller / Unternehmen: 

2. Definitionen und Erläuterungen

In dieser Erklärung sind alle De-minimis-Beihilfen anzugeben, die Ihr Unternehmen bzw. Unternehmensverbund als 
„ein einziges Unternehmen“ in einem Zeitraum von drei Jahren (taggenau) erhalten hat.  

Für die Zwecke der De-minimis-Verordnungen sind die Unternehmen als ein einziges Unternehmen zu betrachten, 
die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen: 

• Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen
Unternehmens,

• ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts-
gremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen,

• ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund
einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen
auszuüben,

• ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß einer mit
anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die
alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein anderes oder mehrere andere Unternehmen zueinander in mindestens einer der 
vorgenannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unternehmen betrachtet. 

Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen in den 
letzten drei Jahren gewährt wurden, angegeben werden. Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden die 
De-minimis-Beihilfen dem Unternehmen zugerechnet, welches die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-
minimis-Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, muss eine anteilige Aufteilung auf der Grundlage des 
Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung erfolgen. 

De-minimis-Beihilfen sind den geförderten Unternehmen zuzurechnen. Daher ist auch bei Antragstellung durch eine 
natürliche Person die De-minimis-Erklärung im Hinblick auf das begünstigte Unternehmen auszufüllen. So sind 
– auch im Falle des Erwerbs einer tätigen Beteiligung – die Vorförderungen des Unternehmens als ein einziges
Unternehmen mit anzugeben. Aus demselben Grund sind im Falle einer gemeinschaftlichen Existenzgründung
durch mehrere Antragsteller die parallel beantragten Beträge aller Antragsteller für das begünstigte Unternehmen
als ein einziges Unternehmen anzuführen. Um den beihilferechtlichen Vorgaben der EU-Kommission zu genügen,
hat der Antragsteller ggf. die von der LfA zu erstellende De-minimis-Bescheinigung, die die Höhe des gewährten
De-minimis-Beihilfebetrags ausweist, auch gegenüber dem begünstigten Unternehmen bekannt zu machen.

3. Erklärung

Ich / wir erkläre(n), dass ich / wir bzw. das Unternehmen als ein einziges Unternehmen gemäß Punkt 2 in den 
letzten drei Jahren (taggenau)  

keine folgende 

De-minimis-Beihilfen im Sinne folgender Verordnungen erhalten bzw. beantragt habe/n / hat: 

− Allgemeine-De-minimis-Beihilfen 
im Sinne der Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen1 bzw. 

1 Amtsblatt der EU L, 2023/2831, 15.12.2023. 
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Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen2, 

− Agrar-De-minimis-Beihilfen 
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im 
Agrarsektor3, 

− Fisch-De-minimis-Beihilfen 
im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 717/2014 der Kommission vom 27. Juni 2014 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Fischerei- 
und Aquakultursektor4. 

Erhaltene Beihilfen: 

Datum  
Bewilligungs- 
bescheid/ 
Vertrag 

Beihilfegeber 
(Aktenzeichen bitte 
angeben) 

Bewilligte Beihilfe 
(z. B. Darlehen, Zu-
schuss, Bürgschaft, 
Beteiligung) 

Fördersumme 
in EUR 

Beihilfewert 
in EUR 

Bereits beantragte, aber noch nicht bewilligte Beihilfen: 

Datum der 
Antrag-
stellung 

Beihilfegeber 
(ggf. mit Aktenzeichen) 

Art der beantragten 
Beihilfe 

Beantragte 
Fördersumme 
in EUR 

Beihilfewert 
(soweit 
bekannt) 
in EUR 

Mir / uns ist bekannt, dass die vorstehenden Angaben in den Punkten 1. und 3. für die Bewilligung, Gewährung, 
Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils 
subventionserheblich sind im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) i. V. m. §§ 2, 4 des 
Subventionsgesetzes (SubvG) und Art. 1 des Bayerischen Strafrechtsausführungsgesetzes und dass ich / wir 
verpflichtet bin / sind, jede Änderung dieser subventionserheblichen Tatsachen unverzüglich anzuzeigen, § 3 
SubvG. Ich bin / wir sind darüber unterrichtet, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche, unvollständige oder 
unterlassene subventionserhebliche Angaben in dem Antrag bzw. in den Anlagen sowie Scheingeschäfte, 
-handlungen oder solche unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten eine Strafverfolgung gemäß § 264 StGB
zur Folge haben können.

Eintretende Änderungen vor Darlehens-/Bürgschaftszusage sind der LfA mitzuteilen. 

Ort und Datum Stempel und rechtsverbindliche Unterschrift des antragstellenden Unternehmens 

2 Amtsblatt der EU L 352/1 vom 24. Dezember 2013, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 
2023, Amtsblatt der EU L, 2023/2391, 05.10.2023. 
3 Amtsblatt der EU L 352/9 vom 24. Dezember 2013, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 
2023, Amtsblatt der EU L, 2023/2391, 05.10.2023. 
4 Amtsblatt der EU L 190/45 vom 28. Juni 2014, zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 2023, 
Amtsblatt der EU L, 2023/2391, 05.10.2023. 



114/02.24 

  

Wirtschaftliche Daten zur Kreditüberwachung  
für Engagements mit LfA-Obligo größer 250 TEUR  
 

(Zutreffendes bitte ausfüllen bzw. ankreuzen.) 

  Name/Firma Antragsteller  Antragsdatum 

               

    

Name des Unternehmens (falls nicht Antragsteller)        

    

1. Wie viele Jahre Erfahrung hat der Unternehmer/Geschäftsführer in der relevanten Branche?       Jahre 

 
2. Ist eine Nachfolgeregelung notwendig (z.B. falls der Geschäftsführer in absehbarer Zukunft altersbedingt ausscheidet)? 

            Nein                     Ja          Wenn ja, wurde die Nachfolge geregelt?             Nein               Ja 

 

3. Seit wann besteht eine Geschäftsbeziehung des Unternehmens mit der Hausbank?       Jahre 

 

4. Anzahl der Arbeitsplätze        

 
5. Wer prüft bzw. erstellt die Jahresabschlüsse / Einnahmen-Überschuss-Rechnungen?     

       Steuerberater     Wirtschaftsprüfer                  unternehmensinterne Erstellung  sonstige Erstellung 

 
6. Welchen Anteil hat der wichtigste Kunde am Gesamtumsatz des Unternehmens? 

    0% - 25%  26% - 50%   51% - 75%  76% - 100% 

 
7. Welchen Anteil haben die drei wichtigsten Kunden am Gesamtumsatz des Unternehmens? 

    0% - 20%  21% - 40%  41% - 60%  61% - 80%  81% - 100% 

 
8. Welchen Anteil hat der wichtigste Zulieferer am Gesamtaufwand des Unternehmens für Lieferungen und Leistungen? 

     0% - 20%  21% - 40%  41% - 60%  61% - 80%  81% - 100% 

 
9. Welchen Anteil haben Forderungen, die älter als 90 Tage sind, bezogen auf die aktuell offenen Forderungen? 

     0% - 5%  6% - 10%  11% - 20%  21% - 40%  41% - 100% 

 

10. Hat das Unternehmen innerhalb der letzten 12 Monate Liquiditätsengpässe gehabt oder liegt ein bestehender Liquiditätsengpass vor  
    (z.B. ausgelastete/überzogene Kontokorrentlinien, Zahlungseinstellungen, Wechselproteste; wenn ja, bitte Erläuterung unter Nr. 14)? 

     Nein             Temporärer Liquiditätsengpass in den letzten 12 Monaten                  Bestehender Liquiditätsengpass 

 

11. Wie schätzen Sie die ESG-Risiken des Unternehmens ein? 

      hoch (bitte unter Nr. 14 erläutern)             mittel              niedrig  (bitte unter Nr. 14 erläutern)              keine Informationen 

 

12. Wurde seitens des Unternehmens oder eines Gläubigers ein Insolvenzantrag gestellt bzw. läuft ein Insolvenzverfahren? 

     Nein             Ja  (Wenn ja, bitte Erläuterungen unter Nr. 14) 

 
13. Droht bzw. ist ein Gerichtsverfahren gegen das Unternehmen anhängig, das negativen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit 
      oder die Finanzkraft des Unternehmens haben kann? 

       Nein             Ja  (Wenn ja, bitte Erläuterungen unter Nr. 14) 

 
14. Erläuterungen und weitere Bemerkungen  (Begründung für nicht beantwortete Fragen, ggf. Anlage) 

       

      

      

      

      

 

 

 

        

 Datum Unterschrift Hausbank 
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